Stadt Ratzeburqg

Ratzeburg, 26.02.2016

- Hauptausschuss -

Hiermit werden Sie

zur 15. Sitzung des Hauptausschusses
am Montag, 07.03.2016, 18:15 Uhr,
in den Ratssaal

eingeladen.

Bitte benachrichtigen Sie den Vorsitzenden und die/den zustandigen Vertreter/in, falls Sie
verhindert sind.

Tagesordnung

Offentlicher Teil

Punkt 1 Er6ffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden und
Feststellung der ordnungsgemafen Einladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit

Punkt 2 Antrage zur Tagesordnung mit Beschlussfassung
Uber die Nichtoffentlichkeit von
Tagesordnungspunkten
Punkt 3 Beschluss tber Einwendungen zur Niederschrift
vom 30.11.2015
Punkt 4 Bericht tber die Durchfiihrung der Beschliisse aus  SR/BerVoSr/254/2016
der Sitzung vom 30.11.2015
Punkt 5 Bericht der Verwaltung
Punkt 5.1 Beteiligung am Bundesprogramm "Demokratie SR/BerVoSr/263/2016

leben!": Einrichtung einer "Partnerschatft fir
Demokratie” zusammen mit dem Amt
Lauenburgische Seen

Punkt 6 Fragen, Anregungen und Vorschlage von

Einwohnerinnen und Einwohnern
Punkt 7 Frauenforderplan der Stadt Ratzeburg SR/BeVoSr/304/2016
Punkt 8 Wohngebiet "Barkenkamp zwei", 3. Bauabschnitt, SR/BeVoSr/297/2016

ErschlieBung - 3. Anderung/ Erganzung des
ErschlieBungsvertrages

Punkt 9 Satzung Uber die Verlangerung der SR/BeVo0Sr/298/2016
Veranderungssperre nach § 14 BauGB fir das
Gebiet des aufgestellten Bebauungsplanes Nr. 79,
Teilbereich 1l (Nr. 79,11) "sudliche Fischerstralle -
westlich Stadtsee, ndrdlich Kiichensee"

Punkt 10 1. Anderung der Satzung der Stadt Ratzeburg tiber SR/BeVoSr/293/2015
die StralRenreinigung

Punkt 11 Bedarf an Buroflachen fir die Stadtverwaltung, SR/BeVoSr/308/2016
Anmietung auf der Stadtinsel

Punkt 12 Antrage

Punkt 13 Anfragen und Mitteilungen



Voraussichtlich nicht Offentlicher Teil (Vorschlag der Verwaltung)

Punkt 14
Punkt 14.1

Punkt 14.2

Punkt 15
Punkt 15.1
Punkt 15.2
Punkt 16
Punkt 16.1

Punkt 16.2
Punkt 17

Punkt 17.1

Punkt 17.2
Punkt 17.3

Mitgliedschaft in der HLMS

Bericht des Geschaftsfuhrers, Herrn Schmidt, mit
Aussprache

HLMS: Beauftragung des Blrgermeisters zu
weiteren Verhandlungen
Gesellschaftsbeteiligungen

BQG

Andere Gesellschaftsbeteiligungen
Grundstucksangelegenheiten der Stadt Ratzeburg
Ruderakademie, Stand der Gesprache mit CVIM
und DRV, weitere MalRnahmen

Baumpark Ratzeburg
Grundstiicksangelegenheiten anderer mit
Einbeziehung der Stadt Ratzeburg

Haus Mecklenburg (Land Mecklenburg-
Vorpommern)

Kreismuseum (Land, Kreis und Nordkirche)
Neubau der Kreissparkasse am Marktplatz

Klaus-Stefan Clasen

Vorsitzender

SR/BerVoSr/258/2016

SR/BeVoSr/305/2016

SR/BerVoSr/262/2016

SR/BeVoSr/306/2016

SR/BeVoSr/307/2016

SR/BerVoSr/259/2016

SR/BerVoSr/260/2016
SR/BerVoSr/261/2016
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 26.02.2016
SR/BerVoSr/254/2016

Gremium Datum Behandlung

Hauptausschuss 07.03.2016 O

Verfasser: FB/Az:

Bericht Uber die Durchfiihrung der Beschliisse aus der
Sitzung vom 30.11.2015

Zusammenfassung:

Blrgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 24.02.2016
Birgermeister Vol3 am 26.02.2016

Sachverhalt:

Top 8

Top 11

Top 12

14. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Ratzeburg v. 30.11.2015
Haushaltsplan 2016; hier: Stellenplan 2016

Die Stadtvertretung hat den Stellenplan der Stadt Ratzeburg fir das
Haushaltsjahr 2016 in der 15. Sitzung am 01.02.2016 gemald Empfehlung des
Finanzausschusses und des Hauptaus-schusses einstimmig und ohne
weiteren Erorterungsbedarf beschlossen.

14. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Ratzeburg v. 30.11.2015
Stadtebauforderungsprogramm "Soziale Stadt" - Stadtebauliche
Gesamtmal3nahme "Sudlich Bahnhofsallee" - Aufnahme

Die Stadtvertretung ist der Beschlussempfehlung gefolgt - es war nichts weiter

Zu veranlassen.

14. Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Ratzeburg v. 30.11.2015
Stadtebaufdérderungsprogramm "Stadtebaulicher Denkmalschutz” -
Stadtebauliche Gesamtmalinahme "Domhof" - Aufnahme

Die Abstimmung mit dem MIB steht noch aus.

Mitgezeichnet haben:
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 26.02.2016
SR/BerVoSr/263/2016

Gremium Datum Behandlung

Hauptausschuss 07.03.2016 O

Verfasser: FB/Az:

Beteiligung am Bundesprogramm "Demokratie leben!":
Einrichtung einer "Partnerschaft fur Demokratie"
zusammen mit dem Amt Lauenburgische Seen

Zusammenfassung:

BlUrgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Burgermeister Vol3 am 26.02.2016
Burgermeister Vol3 am 26.02.2016

Sachverhalt:

Die Stadtverwaltung plant, einem Aufruf des Bundesministeriums flr Familie, Senioren,
Frauen und Jugend zu folgen und sich am Bundesprogramm ,Demokratie leben* zu mit der
Einrichtung einer ,Partnerschaft fir Demokratie” zu beteiligen (s. Anlage)

Hierbei handelt es sich um bestehendes Foérderinstrument zur Bearbeitung von
Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit, das insbesondere
zivilgesellschaftlichen Institutionen die Mdglichkeit geben soll, aktiv Projekte zur Starkung
von Demokratie initileren und durchfihren zu kénnen. Dies kdnnen Projekt, die sich direkt
gegen Extremismus richten, aber auch Projekte, die zum Beispiel in der Flichtlingshilfe und
in Fragen von gelingender Integration wirken kdnnen, um praventiv das Entstehen von
menschenfeindlichen Haltungen zu verhindern. Das Programm hat einen starken
partizipativen Ansatz und einen besonderen Schwerpunkt flr Jugendprojekte. Es gibt
Kommunen Spielraum, um zivilgesellschaftliches Engagement zur Demokratiestarkung
unterstitzen zu kénnen.

.Partnerschaften fir Demokratie” in der jetzigen Bewerbungsphase haben eine Laufzeit von
2016 — 2019 werden gefordert in 2016 mit max. 80.000 €, in 2017/ 2018 mit max. 75.000 €
und in 2019 mit max. 70.000 €. Dabei wird gefordert, dass die beantragende Kommune ab
2017/2018 jeweils 5.000 € anteilig aufbringt (Eigenmittel, offentliche Zuschiisse oder
Drittmittel) in 2019 einmal 10.000 €.
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Zudem ist die beantragende Kommune verpflichtet, fur die administrative Umsetzung der
.Partnerschaft fir Demokratie” eine Verwaltungsstelle TVOD 9 mit einem Stellenanteil von
0,5 freizustellen.

.Partnerschaften fir Demokratie® sind an eine GemeindegréfRe von mindestens 20.000
Einwohnern gebunden. Die Stadt Ratzeburg plant hier einen Zusammenschluss mit dem Amt
Lauenburgische Seen, ggf. auch mit der Stadt Molln und dem Amt Breitenfelde.

Die Stadtverwaltung wird zur Fristwahrung zunachst eine Interessensbekundung (s. Anlage)
bis zum 11.03.2016 bei der zustdndigen Regiestelle des Bundesministeriums einreichen.
Hier wird dann entschieden, ob eine nachfolgende Antragstellung erfolgen darf.

Die Aussichten, in die dieses Fdrderinstrument aufgenommen zu werden sind recht
vielversprechend. Das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein wirbt aktuell um
Beteiligung bei den Kommunen, da Schleswig-Holstein in diesem Bundessprogramm als
sehr unterreprasentiert gilt.

Mitgezeichnet haben:

C:\Users\weindock\AppData\Local\Temp\somacos\00023698.doc
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m Bundesministerium Demokratie (e ek!

7 fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend

Bundesprogramm

Demokratie leben!

Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit

Bundesweite Forderung
lokaler

, Partnerschaften fir Demokratie®

Leitlinie

vom 18.09.2014
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1. Zielsetzung und Ausgangssituation des Bundesprogramms

1.1 Zielsetzung des Programms

Angriffe auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie Phdnomene gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit wie z.B. Rassismus und Antisemitismus sind eine dauerhafte Herausforderung fur die
gesamte Gesellschaft. Die Aufdeckung der NSU-Morde hat insbesondere die Gefahren des
Rechtsextremismus/Rechtsterrorismus noch einmal deutlich vor Augen gefiihrt. Verunsicherungen
im Zuge von Globalisierung, Migration und sozialer Polarisierung werden auch weiterhin Anknip-
fungsmaoglichkeiten fir menschenverachtende Ideologien und Ideologiefragmente bieten und zur
vermeintlichen Rechtfertigung von Gewalt und in undemokratischer Form ausgetragenen politisier-
ten Konflikten missbraucht werden. Zur wirksamen Begegnung bedarf es zielgerichteter Praventi-
onsstrategien im Zusammenwirken von Kommunen, Landern, dem Bund und der Zivilgesellschaft.
Eine wirksame Arbeit gegen demokratiegefadhrdende gesellschaftliche Entwicklungen muss an den
konkreten Problemen und Bediirfnissen vor Ort ansetzen.

Das Bundesprogramm ,Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und
Menschenfeindlichkeit* will ziviles Engagement und demokratisches Verhalten auf der kommu-
nalen, regionalen und Uberregionalen Ebene férdern. Vereine, Projekte und Initiativen werden un-
terstitzt, die sich der Foérderung von Demokratie und Vielfalt widmen und insbesondere gegen
Rechtsextremismus und Phanomene gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wie z.B. Rassis-
mus und Antisemitismus arbeiten. Dartber hinaus kénnen auch andere Formen von Demokratie-
und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, von politisierter oder vorgeblich politisch bzw. vor-
geblich religits legitimierter Gewalt, von Hass und politischer Radikalisierung Gegenstand praven-
tiver Arbeit und damit Gegenstand der Forderung durch das Bundesprogramm sein.

Die folgenden flnf Programmbereiche sind vorgesehen:
A. Bundesweite Forderung lokaler ,Partnerschaften fir Demokratie*;

B. Forderung von Demokratiezentren zur landesweiten Koordinierung und Vernetzung sowie
von Mobiler, Opfer- und Ausstiegsberatung;

C. Forderung zur Strukturentwicklung bundesweiter Trager;
D. Forderung von Modellprojekten

e zu ausgewahlten Phanomenen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (GMF) und
o zur Demokratiestarkung im landlichen Raum;

E. Forderung von Modellprojekten zur Radikalisierungspravention.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen beziehen sich ausschlief3lich auf den Programmbereich A: ,Bun-
desweite Forderung lokaler ,Partnerschaften fur Demokratie™. Fir MalRBhahmen zu den Férderbe-
reichen B bis E werden gesonderte Forderleitlinien aufgestellt.

1.2 Ausgangssituation

Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (nachfolgend: BMFSFJ bzw.
Bundesministerium) hat im Rahmen der Bundesprogramme ,, Vielfalt tut gut. Jugend fur Vielfalt,
Toleranz und Demokratie* (2007-2010) und TOLERANZ FORDERN - KOMPETENZ STARKEN
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(2011-2014) die Entwicklung, Implementierung und Umsetzung sowie die Sicherung der Nachhal-
tigkeit von Lokalen Aktionsplanen (LAP) gefordert. Die Entwicklung dieser integrierten lokalen Stra-
tegien hat sich in den Jahren von 2007 bis 2014 als ein Erfolg versprechender Ansatz zur Starkung
der Zivilgesellschaft und der Férderung von Prozessen zur Demokratieentwicklung vor Ort sowie
der nachhaltigen Entwicklung lokaler/regionaler Biindnisse gegen Rechtsextremismus, Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus erwiesen.

Aufbauend auf bewédhrten Elementen soll die erfolgreiche Arbeit der Lokalen Aktionsplane der fri-
heren Bundesprogramme nunmehr in Form von lokalen bzw. regionalen ,Partnerschaften fir
Demokratie" konzeptionell fortgesetzt und weiterentwickelt sowie auf weitere Stadte, Landkreise
und kommunale Zusammenschliisse Ubertragen werden.

In den lokalen und regionalen ,Partnerschaften fur Demokratie* gilt es insbesondere die bereits in
den Vorgangerprogrammen formulierten Zielstellungen — Knupfung und Mobilisierung von loka-
len/regionalen Netzwerken, Entwicklung von Fachlichkeit und Starkung von Kompetenzen sowie
Gewinnung offentlicher Unterstlitzung — weiter und nachhaltig auszubauen. Als Herausforderung
wird hier einerseits der gezielte Know-How-Transfer in kommunale Verwaltungsstrukturen gese-
hen, um den kommunalen Umgang mit lokalen Problemlagen weiterzuentwickeln und zu einer
selbstbewussten Auseinandersetzung zu ermutigen sowie andererseits der weitere Ausbau der
Breitenwirksamkeit der Arbeit der gesellschaftlichen Akteure vor Ort und der damit verbundenen
Sensibilisierung der Offentlichkeit.

In der wissenschaftlichen Auswertung der Arbeit der bisherigen Lokalen Aktionsplane wird darauf
hingewiesen, dass diese integrierten lokalen Strategien erhebliche Potenziale in der praventiven
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und verwandten Problemlagen besitzen. Zugleich
wird festgestellt, dass noch stérker als bisher eine systematische, kontinuierliche und anlassunab-
hangige Strategieplanung und Verstetigung des praventiven Vorgehens flr die nachhaltige Anlage
der Arbeit im lokalen und regionalen Kontext wesentlich ist.”

2. Forderbereich

2.1 Allgemeine Grundsatze

Die ,Partnerschaften fir Demokratie” sollen die zielgerichtete Zusammenarbeit aller vor Ort
relevanten Akteure fiir Aktivitaten gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit
sowie fur die Entwicklung eines demokratischen Gemeinwesens unterstiitzen und zur nachhaltigen
Entwicklung lokaler und regionaler Biindnisse in diesen Themenfeldern beitragen. Im partner-
schaftlichen Zusammenwirken, insbesondere von kommunaler Verwaltung und Zivilgesellschaft,
wird eine lebendige und vielfaltige Demokratie vor Ort sowie eine Kultur der Kooperation, des re-
spektvollen Miteinanders, der gegenseitigen Anerkennung und Unterstlitzung weiter entwickelt.

Die ,Partnerschaft fir Demokratie” ist ein geeignetes Instrument, um die besonderen, situations-
und kontextabhéngigen Problemlagen und Bedarfe in der Auseinandersetzung mit Demokratie-,
Rechtsstaats- und (gruppenbezogener) Menschenfeindlichkeit im Gemeinwesen zu erkennen,

* vgl. ,Abschlussbericht des Bundesprogramms TOLERANZ FORDERN — KOMPETENZ STARKEN: Abschnitt V. Er-
gebnisse der wissenschaftlichen Begleitung und der Programmevaluation“, BMFSFJ, Juni 2014, vertffentlicht unter
www.toleranz-foerdern-kompetenz-staerken.de
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themenspezifische Aktivitdten zu entwickeln und demokratische Entwicklungsprozesse anzusto-
Ben. Sie tragen zur (Weiter-)Entwicklung von Strategien und Konzepten der Férderung von Demo-
kratie und Vielfalt vor Ort bei bzw. regen ggf. entsprechende Strategie- und Konzeptentwicklungs-
prozesse an und wirken an der kontinuierlichen Uberpriifung und notwendigen Anpassung der
partizipativ erarbeiteten Strategien mit.

Die ,Partnerschaft fir Demokratie* hat als nachhaltig zu entwickelndes Blndnis den Auftrag, lo-
kal/regional fir Demokratie und gegen Rechtsextremismus, Gewalt und die unterschiedlichen
Auspragungen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie - bei entsprechendem Bedarf —
gegen andere Formen demokratie- und rechtstaatsfeindlicher, gewaltférmiger Phanomene beizu-
tragen.

Die konkrete inhaltliche Ausgestaltung einer ,Partnerschaft fur Demokratie* richtet sich nach den
lokalen und regionalen Erfordernissen. Schwerpunkte flr strategische Ziele kénnen daher sein:

1. Forderung und Starkung des programmrelevanten Engagements

e Starkung einer lebendigen, vielfaltigen demokratischen Zivilgesellschaft vor Ort;

e Etablierung und Weiterentwicklung von Verfahren der demokratischen Beteiligung, ein-
schlief3lich Entwicklung und Erprobung innovativer Beteiligungsansatze;

e Starkung des offentlichen Engagements gegen bzw. der Widerstandsfahigkeit und der ge-
sellschaftlichen Sensibilisierung fir rechtsextreme, antisemitische oder rassistische Aktivi-
taten sowie andere demokratie- und rechtstaatsfeindliche Phdnomene;

e Starkung der Selbstorganisation und -hilfe im Themenfeld;

e Entwicklung einer Kultur der Unterstitzung und Wertschatzung ehrenamtlichen Engage-
ments insbesondere in Bezug auf die Thematik des Programms.

2. Forderung der Ausgestaltung einer vielfaltigen lokalen Kultur des Zusammenlebens

o Weiterentwicklung von Ansétzen und Konzepten der intergenerativen Arbeit im Themen-
feld,;

e Forderung des interkulturellen und interreligiosen Zusammenlebens;

e FoOrderung der Anerkennung vielfaltiger Lebensformen (Diversity -Orientierung).

3. Forderung der Bearbeitung programmrelevanter lokaler Problemlagen

e Forderung der Reaktionsfahigkeit auf sozialraumliche Konfliktlagen;
e Verbesserung der soziokulturellen Integration.

Die Akteure analysieren und widmen sich — im Zusammenhang mit der Zielsetzung des Pro-
gramms - lokalen und regionalen Konflikten und Problemen und erarbeiten partizipativ Konzepte
fur eine lebendige, demokratische Gesellschaft und zivilgesellschaftliches Engagement vor Ort.
Einbezogen werden sollen alle relevanten staatlichen und demokratischen nicht-staatlichen Orga-
nisationen und Institutionen auf lokaler und regionaler Ebene (Verwaltung, Politik, Kirchen und
Religionsgemeinschaften, Vereine, Verbande, Initiativen, Polizei, Migrantenorganisationen, Ju-
gendarbeit, Schulen, Wirtschaft, etc.). Diese bringen ihre jeweils spezifischen Kompetenzen und
Maoglichkeiten in die lokalen ,Partnerschaften fir Demokratie* ein.

Die ,Partnerschaft fir Demokratie” ist partizipativ, paritatisch und Gemeinwesen orientiert aufge-
baut. Der strukturelle Kern dieses lokalen bzw. regionalen Bindnisses wird durch ein federfiihren-
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des Amt (vgl. Abschnitt 2.2), eine Koordinations- und Fachstelle (vgl. Abschnitt 2.3), einen Begleit-
ausschuss (vgl. Abschnitt 2.4) und ein Jugendforum (vgl. 2.6) gebildet. Es wird ein Aktions- und
Initiativfonds sowie ein Jugendfonds fiir EinzelmalRhahmen eingerichtet und die Partizipation, Ver-
netzung und Offentlichkeitsarbeit (vgl. Abschnitt 2.5) gefordert.

Ein Konzept fir eine ,Partnerschaft fiir Demokratie* muss konkrete Aussagen zu folgenden Punk-
ten enthalten:

e Darstellung bisheriger Analysen vorhandener Problemlagen sowie Aussagen zu Entwick-
lungen im Themenfeld;

e Darstellung konkreter Schritte zur partizipativen Erarbeitung und Umsetzung einer lokalen,
integrierten Handlungsstrategie, entsprechender Teilkonzepte und der dazu erforderlichen
konkreten Umsetzungsprozesse;

e Beschreibung der im Themenfeld bereits vorhandenen Netzwerke und zivilgesellschatftli-
chen Initiativen sowie weiterer moglicher Partner und Ressourcen;

o Darstellung wichtiger bisheriger Mallnahmen und Aktivitaten gegen Rechtsextremismus,
Gewalt und Menschenfeindlichkeit sowie fur die lokale bzw. regionale Demokratieentwick-
lung und deren fachliche Einschéatzung;

e Aussagen zur Einbindung der Partnerschaft fir Demokratie in bestehende oder geplante
kommunale Entwicklungskonzepte und Bundnisse;

e Beschreibung der Zielgruppen;

e Aussagen zur Offentlichkeitsarbeit und zur (internen) Kommunikation zwischen den betei-
ligten Akteuren;

¢ Nennung zivilgesellschaftlicher Partner, die in die Arbeit der ,Partnerschaft fir Demokratie”
einbezogen werden sollen;

e Benennung einer Koordinierungs- und Fachstelle und Aussagen zu Konzept, Entwicklung
und Einbindung in die Steuerungsebene der ,Partnerschaft fur Demokratie®;

e Benennung eines kommunalen Ansprechpartners im federfihrenden Amt und Aussagen zu
seiner Koordinierungsfunktion in Bezug auf die Umsetzung der ,Partnerschaft fir Demokra-
tie* und innerhalb der kommunalen Verwaltung;

e Aussagen zur Besetzung und zur Arbeitsweise des Begleitausschusses;

e Aussagen zu Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion,

e Aussagen zum Controlling der Entwicklung und Umsetzung der ,Partnerschaft fir Demo-
kratie sowie zur Selbstevaluation und Qualitatssicherung der EinzelmalRnahmen.

Die Kommune als Gebietskorperschaft (Stadt, Landkreis, kommunaler Zusammenschluss) tragt
die Verantwortung fir die lokale bzw. regionale ,Partnerschaft fir Demokratie”. Sie bestimmt ein
federflhrendes Amt und eine/n konkrete/n Ansprechpartner/eine Ansprechpartnerin sowie eine
Koordinierungs- und Fachstelle. Sie richtet einen Begleitausschuss und ggf. ein Jugendforum ein.

2.2 Federfuhrendes Amt

Das federfihrende Amt in der kommunalen Verwaltung ist Antragssteller und Zuwendungsemp-
fanger der Foérderung aus dem Bundesprogramm ,,Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsex-
tremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit*.



Es ist zentraler Ansprechpartner vor Ort einerseits fur das Bundesministerium bzw. die Regiestelle
im Bundesamt flr Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (nachfolgend: BAFzA bzw. Bundes-
amt) und andererseits Anlaufstelle und Partner fir die einzurichtende Koordinierungs- und Fach-
stelle.

Das federfiihrende Amt ist insbesondere zustandig fur:

o die rechtsverbindliche Antragstellung fiir die ,Partnerschaft fir Demokratie” auf Zuwendung
von Bundesmitteln aus dem Programm;

o die rechtliche Verantwortung der Umsetzung der ,Partnerschaften fir Demokratie®;

o flr die ordnungsgemafe Mittelverwendung und die Weiterleitung der zugewendeten Bun-
desmittel an Dritte (u. a. die Auszahlung der Mittel fiir die Fonds);

¢ die rechtsverbindliche Mittelanforderung bei der Regiestelle;

e die Abrechnung der Fordermittel gegeniiber der Regiestelle (Verwendungsnachweis) und
die damit zusammenhéngende Erstprifung der ordnungsgemafen Verwendung der Bun-
desmittel — entsprechend der Regelungen nach Nr. 7.2 der Anlage 3 zur VV Nr. 5.1 zu § 44
BHO (ANBest-GK).

e die Organisation, Berufung bzw. Bereitstellung einer Koordinierungs- und Fachstelle und
des Begleitausschusses.

2.3 Koordinierungs- und Fachstelle

Fur die Umsetzung der ,Partnerschaften fir Demokratie” wird in der Regel verwaltungsextern eine
Koordinierungs- und Fachstelle (bei einem freien Trager) eingerichtet. Diese kann in begrindeten
Ausnahmefallen auch in der kommunalen Verwaltung, bspw. im federfihrenden Amt, angesiedelt
werden, wenn dafir die Kommune selbst entsprechende Personal- und Sachaufwendungen zur
Verfugung stellt und die fachlichen Ressourcen vorhanden sind (die Férderung von kommunalen
Personal- und Sachausgaben aus Bundesmitteln des Programms ist ausgeschlossen).

Aufgaben der Koordinierungs- und Fachstelle sind:

e Erstansprechpartner bei Problemlagen entsprechend des Forderbereichs (Abschnitt 2);

e Steuerung der Erstellung und Fortschreibung der ,Partnerschaft fur Demokratie”, in Zu-
sammenarbeit mit dem federfiihrenden Amt, dem Begleitausschuss und weiteren Akteuren;

e Koordinierung und inhaltlich-fachliche Begleitung der EinzelmaRnahmen, auch in Hinblick
auf eine starkere Einbindung in die lokale Gesamtstrategie;

e Fachlich-inhaltliche und administrativ-technische Beratung von (Programm-)Akteuren im
Themenfeld;

o Koordination der Arbeit des Begleitausschusses;

o Offentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung des Bundesprogramms und der ,Partnerschaft
fur Demokratie" vor Ort;

e Unterstltzung der Vernetzung, Bekanntmachung und Inanspruchnahme von Angeboten auf
Landesebene (insb. Demokratiezentren);

o Fdrderung der Vernetzungen zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltung, insbesondere An-

regung und Unterstiitzung des Know-How-Transfers zum Umgang mit Problemlagen ent-

sprechend des Forderbereichs (s. Abschnitt 2) in Verwaltungsstrukturen;

Forderung fachlicher Qualifizierung von Akteuren in der ,Partnerschaft fir Demokratie®;



o Weiterentwicklung der Arbeit in der Kommune im Themengebiet;

o Gewadbhrleistung der Zusammenarbeit mit der Programmevaluation/wissenschaftlichen Be-
gleitung des Bundesprogrammes;

e Sicherstellung der Erfassung der Projektdaten und -ergebnisse;

e Teilnahme an inhaltlichen und qualifizierenden Mal3nahmen des Bundesprogramms.

2.4 Begleitausschuss

Wesentliches Element fur eine ,Partnerschaft fir Demokratie” ist die Bildung eines lokalen bzw.
regionalen Begleitausschusses, der neben Vertreterinnen und Vertretern aus moglichst allen rele-
vanten Ressorts der kommunalen Verwaltung und anderer staatlicher Institutionen mehrheitlich mit
lokalen bzw. regionalen Handlungstragern aus der Zivilgesellschaft besetzt wird.

Der Begleitausschuss

e unterstitzt und begleitet die Zusammenarbeit zwischen staatlichen und zivilgesellschatftli-
chen Akteuren in der ,Partnerschaft fir Demokratie®;

e legt die Eckpunkte der Gesamtstrategie nach Beratung in der Demokratiekonferenz fest;

e analysiert lokale bzw. regionale Unterstiitzungsmdoglichkeiten und organisiert deren Einbin-
dung;

e Dberat die Koordinierungs- und Fachstelle und das federfuhrende Amt in der praktischen Ar-
beit der ,Partnerschaft fir Demokratie”, insbesondere bei der Umsetzung und Fortschrei-
bung sowie der nachhaltige Verankerung und

e entscheidet Uber die Einzelmalinahmen, die zur Umsetzung der Zielstellungen der ,Part-
nerschaft fir Demokratie* durchgefiihrt werden sollen und begleitet diese.

Der Begleitausschuss nimmt diese Aufgaben als strategisch handelndes und regelmafiig tagendes
Gremium zur Entwicklung, Implementierung und Umsetzung sowie nachhaltigen Verankerung der
.Partnerschaft fir Demokratie” wahr. Es wird empfohlen, sich eine Geschaftsordnung zu geben.

2.5 Partizipation, Vernetzung und Offentlichkeitsarbeit

Die Koordinierungs- und Fachstelle und das federfihrende Amt laden i. d. R. zweimal im Jahr alle
relevanten zivilgesellschaftlichen Akteure, entsprechende Einrichtungen und Verantwortliche aus
Politik und Verwaltung zu einer Demokratiekonferenz ein, um partizipativ den Stand, die Ziele und
die Ausrichtung der weiteren Arbeit in der ,Partnerschaft fir Demokratie” zu reflektieren und zu

bestimmen.

Die strategisch abgestimmte Bildung von Arbeitskreisen und Fachgruppen zur Prozessentwicklung
ist ausdriicklich gewtinscht.

Der Aufbau von Doppelstrukturen durch die Schaffung zusatzlicher Gremien/Netzwerke fir die
Umsetzung der ,Partnerschaft fir Demokratie* soll dabei vermieden werden.

Lokale und regionale zivilgesellschaftliche Akteure im Themenfeld, Einrichtungen, Bindnisse und
weitere Zusammenschliisse werden in geeigneter Weise an der Entwicklung und Fortschreibung
der ,Partnerschaft fir Demokratie” aktiv beteiligt, bringen ihre Angebote und Ressourcen in die
Arbeit ein und kdnnen daruber hinaus selbst als Trager von EinzelmalRnahmen fungieren.



Durch geeignete MalRnahmen soll die Arbeit der ,Partnerschaft fir Demokratie” einer breiten Of-
fentlichkeit bekannt gemacht und fir eine Mitwirkung geworben werden.

Innerhalb der ersten vier Monate nach Einrichtung einer Koordinierungs- und Fachstelle soll eine
Auftaktkonferenz stattfinden, in deren Nachgang die Teilnehmenden in ggf. gebildeten bzw. vor-
handenen Gremien, Netzwerken, Arbeitskreisen oder Fachgruppen partizipativ ein Konzept fir die
strategische Ausgestaltung der ,Partnerschaft fir Demokratie* entwickeln. Dieses Konzept wird
regelmafig, mindestens jahrlich fortgeschrieben.

Die Umsetzung des Konzepts und ggf. erfolgende Veranderungen bzw. Erganzungen sollen durch
Beschlisse der gewdahlten Kreis- oder Gemeindevertretungen (wie z.B. Kreistag, Stadtrat) legiti-
miert werden.

2.6 Jugendforum

Zur Starkung der Beteiligung von jungen Menschen an der ,Partnerschaft fir Demokratie* wird ein
Jugendforum eingerichtet. Daflr kbnnen vorhandene Strukturen, wie z.B. Jugendparlamente, Ju-
gendbeirate und/oder Jugendringe genutzt bzw. konzeptionell weiterentwickelt werden.

Das Jugendforum wird von Jugendlichen selbst organisiert und geleitet. Dabei miissen — soweit
vorhanden — unterschiedliche lokale Jugendszenen, die den zivilgesellschaftlichen Normen (De-
mokratie, Gewaltfreiheit, Respekt,...) verpflichtet sind, reprasentativ vertreten sein. Die Einbezie-
hung von Jugendlichen im Sinne des Abschnittes 4.8 ,Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklu-
sion als Leitprinzipien® ist zu gewahrleisten.

Es wird empfohlen, sich ein Statut/eine Geschaftsordnung zu geben.

Das Jugendforum ist im Begleitausschuss angemessen personell vertreten und liefert eigene Bei-
tradge zur Ausgestaltung ,der Partnerschaft fir Demokratie®.

Der Trager des Jugendforums verantwortet die Verwendung der bereitgestellten Mittel des Ju-
gendfonds.

3. Zielgruppen

Die anzusprechenden Zielgruppen leiten sich aus den regionalen Erfordernissen, Ressourcen und
Zielstellungen ab. Zielgruppen der ,Partnerschaft fur Demokratie® und ihrer EinzelmaflRnahmen
kénnen daher sein:

e Kinder

e Jugendliche bis 27 Jahre (8 7 1 Nr. 3 SGB VIII);

e Eltern und andere Erziehungsberechtigte;

e Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, andere padagogische Fachkrafte;
e Multiplikatorinnen und Multiplikatoren;

¢ Lokal einflussreiche staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure.



4. Voraussetzungen, Art und Umfang der Férderung

4.1 Allgemeine Férdergrundséatze

Das Bundesprogramm ,Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und
Menschenfeindlichkeit” dient nicht der Reduzierung von Landerausgaben oder kommunalen
Ausgaben. Im Antrag sind Abgrenzungen zu in der Region bereits existierenden Malihahmen und
die Alleinstellungsmerkmale des geplanten Vorhabens darzustellen.

Grundsatzlich gelten als Orientierung fur die Forderung die Richtlinien Gber die Gewahrung von
Zuschiissen und Leistungen zur Férderung der Kinder- und Jugendhilfe durch den Kinder- und
Jugendplan des Bundes (RL-KJP) vom 16. 01. 2012 (GMBI Nr. 9 vom 29. 03. 2012, S. 142), lIl. Nr.
3.5 bis 3.6.

Nicht geférdert werden kénnen

e Malnahmen, die nach Inhalt, Methodik und Struktur Gberwiegend schulischen Zwecken,
dem Hochschulstudium, der Berufsausbildung auf3erhalb der Jugendsozialarbeit, dem Brei-
ten- oder Leistungssport, der religiosen oder weltanschaulichen Erziehung, der partei- in-
ternen oder gewerkschaftsinternen Schulung, der Erholung oder der Touristik dienen;

¢ MaRRnahmen und Projekte mit agitatorischen Zielen;

¢ MaRnahmen, die zu den originaren Aufgabenbereichen des Kinder- und Jugendplanes des
Bundes (KJP) gehéren und der Art nach von dort geférdert werden kénnen;

e MalRnahmen, die zu den origindren Aufgabenbereichen des Deutsch-Franzdsischen Ju-
gendwerkes (DFJW) oder des Deutsch-Polnischen Jugendwerkes (DPJW) gehéren und
der Art nach von diesen geférdert werden kénnen.

Die Trager der geftérderten EinzelmaBnahmen haben sich zur freiheitlichen-demokratischen
Grundordnung zu bekennen und eine den Zielen des Grundgesetzes forderliche Arbeit zu gewéhr-
leisten. Naheres wird im Zuwendungsbescheid geregelt.

Uber die Gewahrung der Zuwendung entscheidet das fiir das Programm zustandige Bundesminis-
terium im Rahmen der zur Verfigung stehenden Haushaltsmittel nach pflichtgeméaRem Ermessen.
Mit der Bewilligung und Umsetzung wird die Regiestelle im BAFzA beauftragt. Ein Rechtsanspruch
auf eine Forderung besteht nicht.

Bei der Férderung wird die Eigenstandigkeit des Zuwendungsempfangers gewahrt. Bei allen Verof-
fentlichungen ist in geeigneter Weise auf eine Forderung im Rahmen des Programms ,Demokra-
tie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit* hinzuweisen.
Die Logos des BMFSFJ sowie des Bundesprogramms sind gemeinsam mit dem entsprechenden
Forderzusatz an geeigneter Stelle sichtbar und nach den giltigen Regelungen zum Corporate De-
sign anzubringen. Naheres regelt der Zuwendungsbescheid.

Der Zuwendungsempfanger wird verpflichtet, in geeigneter Art und Weise Offentlichkeitsarbeit zu
betreiben und eine Abschlussdokumentation zu den Erfahrungen und Ergebnissen aus der Umset-
zung der ,Partnerschaft fur Demokratie zu erstellen.

Der Zuwendungsempfanger wird verpflichtet, dem BMFSFJ sowie dem BAFzA das einfache und
raumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschréankte Nutzungsrecht an allen urheberrechtlich geschiitz-
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ten Arbeitsergebnissen einzurdumen. Auch wenn andere o6ffentliche Zuwendungsgeber zur Finan-
zierung herangezogen werden, ist das o. g. Nutzungsrecht flr das Bundesministerium und das
Bundesamt sicherzustellen, die ihrerseits Erfahrungen und Ergebnisse aus geférderten Mal3nah-
men auswerten und veréffentlichen kdnnen.

4.2 Zuwendungsempfanger

Erstempfanger der Bundesmittel fir die Forderung der ,Partnerschaften fir Demokratie* sind
kommunale Gebietskérperschaften.

Als Letztempfanger — Zuwendungsempfanger fur die Umsetzung der Koordinierungs- und Fach-
stelle sowie verantwortliche Trager fur EinzelmalRnahmen im Rahmen der Fonds und im Bereich
der Partizipations-, Vernetzung und Offentlichkeitsarbeit* — kommen grundsétzlich nichtstaatliche
Organisationen in Betracht, die nachfolgende Bedingungen erfillen:

a) Erfullung der fachlichen Voraussetzungen fiir das geplante Projekt und entsprechende Er-
fahrungen in der Thematik des Programmes;

b) Sicherung einer ordnungsgeméflen Geschéaftsfihrung, insbesondere Beachtung der
Grundsétze ordnungsgemafer Buchfihrung (GoB) im Rahmen des Rechnungswesens;

c) Gewahr fir eine zweckentsprechende, wirtschaftliche und sparsame Verwendung der For-
dermittel sowie bestimmungsgemaRer Nachweis derselben;

d) Nachweis der Gemeinnutzigkeit gemafy 88 51ff. Abgabenordnung (AO), ersatzweise zu-
nachst der Nachweis der Stellung eines Antrags auf Anerkennung der Gemeinnitzigkeit
gemal 88 51ff. AO bzw. grundsatzliche Vereinbarkeit des Gesellschaftervertrags/der Sat-
zung mit den Anforderungen der Gemeinnutzigkeit;

e) Kein Ausschluss der Vorschrift des § 181 BGB im Gesellschaftsvertrag und in etwaigen
Geschaéftsfuhrervertragen.

*Werden im Rahmen der Fonds und im Bereich von Partizipation, Vernetzung und Offentlichkeits-
arbeit bestimmte Initiativen gefordert, die ggf. keine juristischen Personen sind, bspw. Interes-
sengemeinschaften, Birgerbundnisse, Aktionskreise u. &., ist grundsétzlich der Trager des Fonds
(z.B. die Koordinierungs- und Fachstelle oder der Jugendring bzw. ein geeigneter freier Trager
der Jugendhilfe) im Sinne der anzuwendenden Verwaltungsvorschriften und als Empfanger der
Bundesmittel unmittelbar fur deren zweckentsprechende Verwendung verantwortlich. Genauere
Verfahrensregeln sind in Rahmen der kommunalen Verantwortung festzulegen und ggf. mit der
Regiestelle abzustimmen.

4.3 FoOrdervoraussetzungen

Im Rahmen dieser Leitlinie werden strukturelle Elemente und EinzelmalRnahmen in der Entwick-
lung, Implementierung und Umsetzung sowie der nachhaltigen Sicherung der ,Partnerschaft fur
Demokratie” gefordert, entsprechend der allgemeinen inhaltlichen Grundsatze unter Abschnitt 2.1.

Voraussetzungen fir die Forderung sind die Zuséatzlichkeit und der Innovationsgehalt des bean-
tragten Vorhabens oder — unter quantitativen und qualitativen Gesichtspunkten — eine erhebliche
Ausweitung bisheriger Aktivitdten, die eine Einordnung als neue, noch nicht begonnene Mal3nah-
me rechtfertigen.
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Es werden kommunale Gebietskorperschaften ab einer Mindestgré3e von 20.000 Einwohnerinnen
und Einwohnern gefdrdert.

Weitere Voraussetzung fir eine Forderung ist die Erbringung von Eigenanteilen durch die Kom-
munen. Eigenanteile sind die Bereitstellung von kommunalem Personal sowie von Sachmitteln
innerhalb der Kommunalverwaltung fur die Steuerung der ,Partnerschaft fir Demokratie” (Feder-
fuhrung in der Projektumsetzung sowie verantwortliche Beantragung, Verwendung und Abrech-
nung der Bundesmittel u. a. m.). Dafiir miissen mindestens 0,5 Vollzeitaquivalente (VzA) zur Ver-
fligung gestellt werden.

Ist in Ausnahmefallen die Ansiedlung der einzurichtenden Koordinierungs- und Fachstelle in der
kommunalen Verwaltung selbst, bspw. im federfihrenden Amt, vorgesehen, muss weiteres kom-
munales Personal mit mindestens 0,5 VzA und einer Eingruppierung mindestens in die Entgelt-
gruppe 9 nach TVOD zur Verfiigung gestellt werden.

Ab dem Forderjahr 2016 ist die Edrderung des Aktions- und Initiativfonds sowie des Jugendfonds
(vgl. Abschnitt 4.6) von einer Mitfinanzierung durch die Kommune bzw. der Einbringung von Dritt-
mitteln abhéngig:

e 2016 und 2017: mindestens 20 % der Bundesmittel / Kalenderjahr
e 2018 und 2019: mindestens 40 % der Bundesmittel / Kalenderjahr

Darliber hinaus ist eine grundsatzliche Ko-Finanzierung der ,Partnerschaft fir Demokratie* bzw.
ihrer EinzelmalRnahmen aus Mitteln der Kommunen, Lander, anderer Bundesressorts und/oder der
EU ausdriucklich erwiinscht.

4.4 FOrderungsarten

Die Zuwendungen werden als Projektférderung auf der Grundlage des 8 44 in Verbindung mit § 23
der Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44
BHO zur Deckung von notwendigen Ausgaben des Zuwendungsempféngers fir einzelne, abge-
grenzte Projektvorhaben gewéhrt.

4.5 Finanzierungsarten

Die Zuwendungen werden grundsatzlich als Teilfinanzierung (Anteilsfinanzierung oder Fehlbe-
darfsfinanzierung) in Form von nicht riickzahlbaren Zuschiissen gewahrt.

Eine Zuwendung darf ausnahmsweise als Vollfinanzierung bewilligt werden, wenn die Erfullung
des Zwecks in dem notwendigen Umfang nur bei Ubernahme samtlicher zuwendungsfahiger Aus-
gaben durch das BMFSFJ bzw. das BAFzA mdoglich ist. Eine Vollfinanzierung kommt nicht in Be-
tracht, wenn der Zuwendungsempfanger an der Erflllung des Zuwendungszwecks insbesondere
ein wirtschaftliches Interesse hat.

Eine Zuwendung in Form einer Festbetragsfinanzierung ist ausgeschlossen.

4.6 Dauer, H6he und Umfang der Forderung

Im Rahmen dieses Programms sind in den lokalen bzw. regionalen ,Partnerschaften fir Demokra-
tie* forderfahig:
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e Personal- und Sachausgaben fir die verwaltungsexterne Koordinierungs- und Fachstelle
bei einem freien Trager in Hoéhe von bis zu 25.000 € / Kalenderjahr;

e ein Aktions- und Initiativfonds zur Umsetzung von Einzelmalinahmen, fiir den bis zu
20.000 €/ Kalenderjahr zur Verfigung stehen*;

¢ ein Jugendfonds, ausgestattet mit bis zu 5.000 € / Kalenderjahr, wenn die partizipative Be-
teiligung von Jugendlichen konzeptionell und praktisch sichergestellt ist;

e Sachausgaben fiir die Partizipations-, Vernetzungs- und Offentlichkeitsarbeit in Hohe
von bis zu 5000 € / Kalenderjahr.

*Bei der Ansiedlung einer Koordinierungs- und Fachstelle in der kommunalen Verwaltung selbst (s.
u. Abschnitt 2.3 / 4.2) kann der Aktions- und Initiativfonds auf bis zu 45.000 € / Kalenderjahr erhéht
werden.

Darliber hinaus erhalten die ausgewahlten Kommunen kostenfreie Beratungs- und Coachingange-
bote. Diese werden durch die Regiestelle im BAFzA entwickelt, koordiniert und gesondert zur Ver-
fligung gestellt.

Die Dauer der Férderung ist auf insgesamt finf Jahre begrenzt. Die Bewilligung der Bundesmittel
erfolgt kalenderjahrlich. Die fir das jeweilige Forderjahr bewilligten Bundesmittel sind nicht in Fol-
gejahre Ubertragbar und stehen nur fiir Ausgaben im betreffenden Haushaltsjahr zur Verfigung.

4.7 Formblatter / Internet

Fur die der Regiestelle im BAFzA vorzulegenden Interessenbekundungen, Projektantrage, Mittel-
anforderungen, Verwendungsnachweise und weiteren Mitteilungen sind die vorgegebenen Formu-
lare der Regiestelle des Programms verbindlich. Das Programm verflgt Gber eine eigene Website
unter

www.demokratie-leben.de

die alle programmrelevanten Informationen bereitstellt.

4.8 Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion als Leitprinzipien

Gender Mainstreaming ist eine politische Strategie, die die Anliegen und Erfahrungen von Frauen
und Madchen ebenso wie die von Mannern und Jungen in die Planung, Durchfiihrung, Uberwa-
chung und Auswertung der MalBhahmen selbstverstandlich einbezieht. Dazu ist Diversity als Men-
schenrechtsansatz zu beachten, der vielféltige, komplexe Lebenslagen und Erfahrungen anerkennt
und auf gleiche Teilhabechancen und Rechte abzielt. Ansatze zur Férderung von Inklusion als
Voraussetzung fur Diversity Mainstreaming sollen jedem Menschen die Mdglichkeit geben, sich an
allen relevanten gesellschaftlichen Prozessen zu beteiligen — und zwar unabhangig von individuel-
len Fahigkeiten, kultureller, ethnischer wie sozialer Herkunft, Religion, Geschlecht oder Alter.

Fur die zu férdernden Projekte bedeutet dies, die Entwicklung, Organisation, Implementierung und
Evaluierung von Entscheidungsprozessen, Beteiligungsformen und MafRnahmen so zu betreiben,
dass in jedem Bereich und auf allen Ebenen die Ausgangsbedingungen und deren Auswirkungen
fur jede und jeden Einzelnen beriicksichtigt werden.

Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion sind als leitende Prinzipien grundlegend fir die

Umsetzung des Programms , Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und
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Menschenfeindlichkeit® und somit auch Bestandteil der Programmevaluation und wissenschaftli-
chen Auswertung.
4.9 Nebenbestimmungen / Ausnahmeklausel

Der Forderung liegen erganzend die Bundeshaushaltsordnung (BHO) und die Verwaltungsvor-
schriften zur Bundeshaushaltsordnung (VV-BHO) einschlie3lich der Allgemeinen Nebenbestim-
mungen zur Projektférderung an Gebietskorperschaften (ANBest-Gk) und der Allgemeinen Ne-
benbestimmungen zur Projektférderung (ANBest-P) zugrunde.

Die Regiestelle im BAFzA kann in besonderen begriindeten Ausnahmeféllen nach vorheriger Zu-
stimmung durch das Bundesministerium von den Leitlinien zu diesem Programm abweichen.

5. Verfahren

5.1 Interessenbekundungsverfahren
Interessenbekundungen kénnen vom 30.09.2014 bis 24.10.2014 beim

Bundesamt fir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Referat 304, Regiestelle ,Demokratie leben!®
Spremberger StralRe 31
02959 Schleife

eingereicht werden. Naheres zum Verfahren wird unter www.demokratie-leben.de veroffentlicht.

5.2 Auswahlverfahren

Die im Rahmen des Interessenbekundungsverfahrens eingereichten Projektvorschlage werden
statistisch erfasst und entsprechend angelegt. Die Projektvorschlage werden auf Vollstandigkeit
der einzureichenden Unterlagen gepruft, nach einem festgelegten Bewertungsraster vorbewertet
und fachlich begutachtet. Die abschlieRende Entscheidung trifft — nach Ricksprache mit den jewei-
ligen Bundeslandern — das Bundesministerium.

5.3 Antragsverfahren

Die ausgewahlten Kommunen werden zeithah nach der Entscheidung tber ihre Interessenbekun-
dung zur Antragstellung aufgefordert. Interessenten, die keine Berlicksichtigung finden konnten,
werden zeitnah informiert.

Die ausgewahlten Kommunen werden zur Einreichung eines detaillierten Férderantrags unter Nut-
zung der dazu vorgegebenen Formulare (s. unter Abschnitt 4.7) aufgefordert. Die Regiestelle berat
die Antragsteller telefonisch, per E-Mail oder in einem persdnlichen Beratungsgesprach.

Die ausgewahlten Kommunen legen jahrlich jeweils im Herbst einen Ergebnisbericht sowie einen
Forderantrag fir das Folgejahr nach den entsprechenden Vorgaben der Regiestelle vor. Naheres
regelt der Zuwendungsbescheid.
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5.4 Bewilligungsverfahren

Die Regiestelle im BAFzA bewilligt auf der Grundlage der Entscheidung des BMFSFJ den ausge-
wahlten Kommunen Bundesmittel im Rahmen der zur Verfigung stehenden Fordermittelkontingen-
te flr das jeweilige Haushaltsjahr im Einvernehmen mit dem Bundesministerium. Die Bewilligun-
gen erfolgen durch schriftlichen Zuwendungsbescheid.

Die Zuwendungsbescheide werden in der Regel fir die Dauer eines Jahres erlassen. In den Kon-
zeptionen muissen daher klar abgrenzbare Arbeitsergebnisse fir jedes bewilligte Jahr definiert
sein.

Sofern eine gesicherte Ko-Finanzierung im Rahmen der Antragsstellung nachgewiesen werden
kann, auf deren Grundlage eine langerfristige Bewilligung mdéglich ist, kann der Bewilligungszeit-
raum im Zuwendungsbescheid mehrere Jahre umfassen. Die Jahrlichkeit der zur Verfligung ge-
stellten Bundesmittel bleibt hiervon unberthrt.

Der Umfang der Férdermittelkontingente kann im Laufe des Haushaltsjahres nach Verfligbarkeit
der Bundesmittel und Antragslage durch Festlegungen des BMFSFJ gedndert werden.

5.5 Verwendungsnachweis

Der Nachweis der bestimmungsgemaRen Verwendung der Zuwendung hat durch Vorlage eines
Verwendungshachweises, der aus einem Sachbericht und einem zahlenméafigen Nachweis
besteht, zu erfolgen. Dem zahlenmafigen Nachweis ist eine tabellarische Belegibersicht beizufi-
gen, in der die Ausgaben nach Art und zeitlicher Reihenfolge getrennt aufgelistet sind (Belegliste).

Der Verwendungsnachweis ist abweichend von Nr. 6.1 der Anlage 3 zur VV Nr. 5.1 zu § 44
BHO (ANBest-GKk) innerhalb von vier Monaten nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes durch die
Kommune als Zuwendungsempfanger (Erstempfanger der Bundesmittel) vorzulegen. Hierzu wer-
den durch die Regiestelle entsprechende Formblatter vorgegeben (s. unter Abschnitt 4.7).

Durch Unterschrift bestétigt der Zuwendungsempféanger, dass die Foérdermittel fur férderfahige
Maflnahmen im Sinne des Programms verwendet worden sind, die Ausgaben notwendig waren,
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Biichern und den Bele-
gen Ubereinstimmen.

Auf die zwingende Notwendigkeit der kommunalen Erstpriifung der ordnungsgemafen Verwen-
dung der Bundesmittel (s. u. Abschnitt 2.2) sei hier ausdrticklich verwiesen. Entsprechende Zeit-
kontingente bei den kommunalen Prifeinrichtungen im Rahmen der o. g. Frist sind hierfir einzu-
planen. Die kommunale Prifeinrichtung hat Uber das Ergebnis der Prifung einen Prufvermerk zu
verfassen und diesen als Teil des Verwendungsnachweises vorzulegen (vgl. Nr. 7.2 ANBest-GKk).

Die Gliederung des Sachberichtes wird vorgegeben. Er muss Aussagen zur Projektwirkung und
zur Zielerreichung, einschlief3lich der Querschnittsziele enthalten. Im Sachbericht sind die Verwen-
dung der Zuwendung einerseits sowie die erzielten Ergebnisse andererseits im Einzelnen dar- und
den vorgegebenen Zielen gegenliberzustellen (Erfolgskontrolle). Es ist auf die wichtigsten Positio-
nen des zahlenmalligen Nachweises einzugehen und die Notwendigkeit und Angemessenheit der
geleisteten Arbeit zu erlautern.

Eine Anpassung der Ziele an geanderte Umstande ist innerhalb des Férderzeitraumes nur in Ab-
sprache mit der Regiestelle zulassig.
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6. Qualitatssicherung

6.1 Regiestelle

Mit der Umsetzung des Bundesprogramms , Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremis-
mus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit" ist die Regiestelle im BAFzA betraut. Sie hat die Auf-
gabe, die Implementierung des Programms sicherzustellen und zur Weiterentwicklung beizutra-
gen. Wichtige Bestandteile der Arbeit der Regiestelle sind dabei die ndhere Programmausgestal-
tung, die Programmumsetzung sowie eine programmbezogene Offentlichkeitsarbeit.

6.2 Qualitatssicherung / Monitoring / Evaluation

Die Sicherung der Qualitdt der Umsetzung der ,Partnerschaften fir Demokratie” ist als eine stan-
dig begleitende Aufgabe des Zuwendungsempfangers und der Regiestelle des Programms zu be-
trachten. Die Regiestelle stellt im Auftrag und in enger Abstimmung mit dem Bundesministerium
das zuwendungsrechtliche Monitoring sicher.

Durch die Zuwendungsempfanger sind die erforderlichen Ressourcen und Informationen sicherzu-
stellen sowie effizient zu lenken und zu leiten, damit die gestellten Projektziele erreicht werden
kénnen und wahrend der Durchfiihrungsphase eine gezielte Steuerung im Sinne der Erreichung
der Gesamtzielstellung mdglich ist. Die Zuwendungsempféanger entwickeln und nutzen spezifische
Systeme der Selbstevaluation und der Evaluation der Praxis seiner Téatigkeitsbereiche. Ziele, Pra-
xis und Zielerreichung sind regelmafig zu prifen.

Die Zuwendungsempfanger sind dartiber hinaus zur Teilnahme an qualitativen und quantitativen
Erhebungen sowie ggf. Fachworkshops der Programmevaluation/ wissenschaftlichen Begleitung
verpflichtet. Naheres regelt der Zuwendungsbescheid.

Der Zuwendungsempfanger verpflichtet sich ferner zur Teilnahme am programmweiten Transfer.
Hierflr ist u. a. die Teilnahme an den durch die Regiestelle oder die Kompetenz- und Servicestelle
angebotenen Veranstaltungen einzuplanen.
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Bundesministerium
fur Familie, Senioren, Frauen

und Jugend

Dokumentennr.

O 5.1
Demokratie {e ~eun

Interessenbekundung

fur eine Beteiligung am Programmbereich
Bundesweite Forderung lokaler "Partnerschaften fiir Demokratie"

im Rahmen des Bundesprogramms
"Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit"

(wird von der Regiestelle vergeben)

1. Allgemeine Informationen

Name der
Institution

StraRe

PLZ

Bundesland
Telefon (Vorwahl)
Telefax (Vorwahl)
E-Mail

Internetseite

Stadt Ratzeburg

Unter den Linden

Hausnummer |1

Ansprechpartner/-in

Anrede

Vorname

Funktion

Unterschriftsberechtigte Person

Anrede

Vorname

Funktion

23909 Ort Ratzeburg
Schleswig-Holstein

04541 Nr. 8000114

04541 Nr. 8000109
sauer@ratzeburg.de
www.ratzeburg.de
Herr Titel
Mark Name  |Sauer
Presse- und Offentlichkeitsarbeit
Herr Titel
Rainer Name |VoR

Birgermeister
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2. Angaben zum Fordergebiet

2.1 Die Forderung wird beantragt fiir das Fordergebiet [Stadt Ratzeburg & Amt Lauenburgische Seen

2.2 Bitte geben Sie die Gemeindekennzahl (Sitz des Antragsstellers an)

2.3 Gesamtzahl der Einwohner/-innen im Fordergebiet 27.800
2.4 Gebietskorperschaft

kreis angehdrige Stadt [] kreisfreie Stadt

[] Landkreis [] Teil eines Stadtstaats

sonstige kommunale Gebietskorperschaft

Bitte erldutern Sie den Zusammenschluss der kommunalen Gebietskdrperschaft ndher

Die Stadt Ratzeburg plant zusammen mit dem umliegenden Amt Lauenburgische Seen eine gemeinsame
Antragsstellung. Ratzburg ist fiir den Amtsbereich Lauenburgische Seen das versorgende Unterzentrum mit
Teilfunktion eines Mittelzentrums. Beide sind in vielerlei Hinsicht miteinander verwoben, sei es im gemeinsamen
Schulverband oder in Stadtebaufdrderprojekten. Zudem hat die Amtsverwaltung hat ihren Sitz in Ratzeburg. Die
Birgerinnen und Biirger der umliegenden dérflichen Gemeinden nutzen die stadtischen Daseinsvorsorgeeinrichtungen
und im besonderen MaRe auch die kulturellen Einrichtungen der Stadt. Ebenso ist mit dem Jugendbeirat der Stadt
Ratzeburg ein Gremium geschaffen worden, dass auch Jugendlichen aus den Umlandgemeinden offen steht.

3. Angaben beziiglich weiterer/ bisheriger Bundesforderungen

Erhalt die Gebietskorperschaft bzw.Teile der Gebietskdrperschaft bereits eine Férderung aus anderen
Bundesprogrammen bzw. hat das beantragte Fordergebiet bzw. Teile des Fordergebiets in den Jahren von
2011-2014 eine Forderung aus themenbezogenen Bundesprogrammen erhalten? Wenn ja, benennen Sie
bitte Programm, Foérderzeitraum und Hohe der Férderung.

Die beteiligten Gebietskorperschaften haben sich selbst bislang noch nicht an themenbezogenen
Bundesforderprogrammen beteiligt. Es haben allerdings einige der sozialen Institutionen oder Bildungseinrichtungen
vor Ort wie das Diakonische Werk Herzogtum Lauenburg oder die Volkshochschule Ratzeburg auf Projektebene an
Bundesforderprogrammen partizipiert, so Gber die Lokalen Aktionplan des Kreises Herzogtum Lauenburg in den Jahren
2010 - 2014 oder (iber den Kinder und Jugendplan des Bundes.
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Dokumentennr.

4. Beschreibung des Fordervorhabens

4.1 Beschreibung der Problemlage

Stellen Sie den Handlungsbedarf (die Problemlage) in Ihrer Gebietskorperschaft in Bezug auf
Rechtsextremismus (und bei Bedarf ggf. auch gegen andere Formen demokratie- und rechtsstaatsfeindlicher
Phanomene), Gewalt und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit bzw. fiir lokale/regionale
Demokratieentwicklung konkret dar.

Der Raum Ratzeburg hat in den Jahren 2008 - 2012 eine intensive Auseinandersetzung mit einer rechtsextremen
Struktur fithren missen, in deren Zuge eine sehr aktive Zivilgesellschaft erwachsen ist. Eine Gruppe, die sich als
"Nationale Offensive Herzogtum Lauenburg" bezeichnete, hatte den Versuch unternommen mit Unterstiitzung aus der
rechtsextremen Szene des benachbarten Mecklenburg-Vorpommern, eine feste Kameradschaft zu etablieren und den
offentlichen Raum zu besetzten. Dem stellte sich von Beginn an eine zivilgesellschaftliche Offentlichkeit entgegen,
engagierte Blirgerinnen und Biirger, die sich unter der Bezeichnung "Ratzeburger Blindnis" zusammen mit dem
Biirgermeister und der Propstin intensiv mit Rechtsextremismus im allgemeinen und dem Wirken der rechtsextremen
Gruppe vor Ort beschéftigten. Im Zuge diese Auseinandersetzung sind eine Vielzahl von Projekten gestartet worden,
Informationsveranstaltungen, Demokratieprojekte fiir junge Menschen oder die bis heute wirkende Regionalkonferenz
Rechtsextremismus, ein regelmaRiges Treffen von engagierten Akteuren, von beiden Seiten der Landesgrenze
Schleswig-Holstein und Mecklenburg- Vorpommern. Zudem wurden die Rechtsextremen vor Ort in den &ffentlichen
Aktionsrdumen immer wieder gestellt, so dass sie sich, nach einer Phase aggressiverund gewalttatiger Gegenwehr
zunehmend zuriickzogen und schlieflich auflosten. Allerdings blieben zahlreiche Protagonisten vor Ort wohnhaft und
halten weiterhin Kontakt in die rechtsextreme Szene. In den Folgejahren bis 2016 riickten tiberdies weitere junge
Manner nach, die gera de auch in einem sich personell umbrechenden NPD-Kreisverband Kaderfunktionen
ibernehmen haben.

Aktuell ist zu beobachten, dass zunehmend das Thema "Fliichtlinge" in diesen Kreisen besetzt wird und merkbar ein
gesellschaftlicher Keil durch Propagandaaktionen getrieben werden soll. Hierfiir werden insbesondere
Beziehungsstrukturen nach Mecklenburg-Vorpommern genutzt, so unter anderem ins Grevesmihlener "Thinghaus",
und Aktionsformen von dort ibernommen. Die Wirkung dieser Aktionen ist noch gering, allerdings ist die kontroverse
Diskussion zum Thema "Fliichtlinge" auch in der biirgerlichen Mitte von Stadt und Umland vernehmbar und wird
zunehmend durch rechtspopulistische Positionen aufgeladen, so dass Ankniipfungspunkte fiir die rechtsextreme Szene
hier durchaus gegeben scheinen. Die demokratischen Strukturen werden dabei zunehmend rechtspopulistisch oder
rechtsextremistisch hinterfragt, Positionen, die absehbar auch bei den nichsten Kommunalwahlen zum Tragen
kommen werden. Um diesen Tendenzen wirksam entgegen zu treten und eine Ausbreitung rechtspopulistischer oder
rechtsextremer Haltungen zu verhindern, méchten die Stadt Ratzeburg zusammen mit dem Amt Lauenburgische Seen
frihzeitig tatig werden.

Neben der direkten Auseinandersetzung mit rechtsextremer und rechtspopulistischer Propaganda oder Aktionsformen
wird dabei eine entscheidend sein, das die Integration von gefliichteten Menschen in den Gemeinden gelingt und als
positive Bereicherung wahrgenommen wird, um in der Bevélkerung das Verfangen von geschiirten Angstszenarien und
die damit verbundene Empfanglichkeit fiir "einfache, rechte Lésungen" gar nicht erst entstehen zu lassen.
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4.2 Vorerfahrungen

Stellen Sie wesentliche bisherige Aktivititen und Malnahmen Ihrer Gebietskorperschaft in Bezug auf
Rechtsextremismus (bzw. andere Formen demokratie- und rechtsstaatsfeindlicher Phinomene), Gewalt und
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit sowie fiir die lokale/regionale Demokratieentwicklung dar.

Die Stadt Ratzeburg hat in den vergangenen Jahren vielfiltige Erfahrungen mit Aktionsformen gegen
Rechtsextremismus sammeln und erfolgreich praktizieren kédnnen, gerade im Rahmen Arbeit mit dem Biirgernetzwerk
"Ratzeburger Biindnis". So wurden zu Beginn der oben beschriebenen Auseinandersetzung zahlreiche
Informationsveranstaltungen organisiert, um gerade auch der biirgerlichen Mitte das Erkennen von rechstextremen
Strukturen zu ermdglichen und fiir rechtsextreme Aktionsformen und Strategien zu sensibilisieren. Zudem wurden
offentliche Aktionen, wie Kundgebungen, Demonstrationsteilnahmen oder Plakataktionen initiiert.

Ein weiterer Schwerpunkt lag zudem auf demokratiestarkende Jugendprojekte, gerade auch in Kooperation mit den
ortlichen Jugendeinrichtungen, Schulen und Bildungseinrichtungen wie der VHS. Ein Beispiel dieser Arbeit sind die
"Demokratiescouts”, junge Menschen aus der Region, die sich im Rahmen von wiederkehrenden Projekten intensiv mit
Demokratie und Diktatur vor Ort auseinandersetzen und aus denen heraus sich 2014 auch die Einrichtung eines
stadtischen Jugendbeirates entwickelte.

Ein wichtiger Baustein der Arbeit war auch die Etablierung eines Netzwerkes von aktiven Menschen und Institutionen
in der Region, da sehr schnell deutlich wurde, dass die Bearbeitung von rechtsextremen Strukturen lokal nicht gelingen
kann. Der Wirkungsraum dieser Strukturen ist grundsatzlich regional, orts-, kreis- und landesgrenzeniibergreifend, so
dass es Sinn macht, sich mit Akteuren in diesem Raumen zu vernetzten. Eine Form, die hierfiir gefunden wurde, ist die
Regionalkonferenz Rechtsextremismus. Akteure und Institutionen aus den Kreisen Herzogtum Lauenburg, Stormarn
sowie die Hansestadt Liibeck treffen sich regelméRig landesgrenzenibergreifend mit Akteuren und Institutionen aus
den Landkreisen Nordwestmecklenburg, Ludwigslust und Schwerin, um sich gemeinsam Gber die Entwicklung der
rechtsextremen Szene auszutauschen, die in diesem Gesamtraum wirksam ist. Rund 100 Personen beteiligen sich im
Schnitt an den jetzt jahrlich ausgerichteten Zusammenkiinften. Die 8. Regionalkonferenz ist in diesem Jahr fiir den
November terminiert.

Die Vernetzung erstreckt sich zudem in das Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Schleswig-Holstein. Dort hat
das Ratzeburger Biindnis einen festen Sitz.

Vernetzung wird aber auch in Form von gegenseitiger Hilfestellung verstanden. So hat das Ratzeburg Biindnis aufgrund
seiner eigenen Erfahrung umliegende Gemeinden beraten kdnnen, wenn dort rechtsextreme Aktionen angekiindigt
waren oder stattfanden, sei es eine Kundgebung, die Durchfiihrung eines Konzertes oder eines Szeneevents unter
"falscher Flagge".

Die Kooperationsbeziehung zwischen dem zivilgesellschaftlichem Biindnis und der Stadt Ratzeburg sind nachhaltig
etabliert. So liegt die Geschaftsfiihrung des Biindnisses bis heute hauptamtlich im Fachbereich des
Biirgermeisterstabes.
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4.3 Konzept zur partizipativen Entwicklung der "Partnerschaft fiir Demokratie"

Stellen Sie dar, wie Sie die relevanten zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteure in die (Weiter-)
Entwicklung einer nachhaltigen kommunalen Strategie zur Bearbeitung der von Ihnen geschilderten
Problemlage(n) einbeziehen. Benennen Sie zentrale Umsetzungsschritte und setzen Sie diese in Bezug zu
der zu bearbeitenden Problemlage. Stellen Sie weiterhin die vorgesehene Einbindung der "Partnerschaft fiir
Demokratie" in bestehende oder geplante kommunale/regionale Entwicklungskonzepte dar.

Wie oben beschrieben, verschieben sich aktuell die Ankniipfungspunkte rechtspopulistischen und rechtsextremen
Handelns zum Thema "Fliichtlinge" Es ist zu beobachten, dass hier eine gesellschaftliche Konfliktlinie aufgebaut
werden soll, aus der dann politisches Kapitel geschlagen werden kann. Allerdings ist gerade in diesem Themenbereich
auch die Zivilgesellschaft vor Ort sehr wach und rege. Es haben sich sowohl in der Stadt Ratzeburg als auch in
umliegenden Gemeinden des Amtsbereichs Lauenburgische Seen ehrenamtliche Fliichtlingsinitiativen gebildet, die sich
vorbildlich um die Aufnahme, die Betreuung und die ersten Integrationsschritte der Neubiirger bemiihen. Aus diesen
Gruppen gibt es teilweise auch Aktionen, die sich dem kritischen gesellschaftlichen Diskurses widmen, so in Form
vereinzelter Informationsveranstaltungen. Eine stringente Positionierung, die sich insbesondere auch mit
rechtspopulistischen Positionen auseinander setzt und Gegenpositionen bezieht, fehlt hingegen noch.

Die Stadt Rateburg ist aktuell dabei, zusammen mit den zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteuren vor Ort eine
kommunale Integrationsstrategie fir und mit Gefliichteten zu entwickeln. Diese soll nach Méglichkeit auch eine
deutlich politische Komponente auf der Projektebene erhalten, um sich genau der beschriebenen gesellschaftlichen
Auseinandersetzung stellen zu kénnen. An diesem strategischen Prozess sind sowohl die zivilgesellschaftlichen Akteure
aus dem Ehrenamt der Fliichtlinghilfe von Ratzeburg und Umgebung, zivilgesellschaftliche Institutionen wie die
Migrationssozialberatungseinrichtungen des Diakonischen Werkes, die Volkshochschule oder der 6rtliche
Kinderschutzbund, die lokale Wirtschaft, staatliche Stellen, wie die Stadtverwaltung, die Arbeitsverwaltung oder die
Schulen sowie auch Fliichtlinge beteiligt.

Ziel ist es, eine moglichst abgestimmte Strategie zu entwickeln, um gefliichteten Menschen einen moglichst
chancenreichen Zugang in unsere Gesellschaft zu ermdglichen, mit Zugdngen zur Sprache, zum Bildungssystem, zum
Arbeitsmarkt und in gesellschaftliche Institutionen wie Vereinen. Dabei ist den beteiligten Akteuren bewusst, dass die
Schaffung eines Klimas der Offenheit, der Vielfalt und des Respekts ein ganz wesentlicher Baustein ist, um
rechtspopulistischen und rechtsextremen Tendenzen gerade in diesem Themenkomplex entgegenzuwirken. Gerade in
der Qualitdt des Zusammenwirkens von zivilgesellschaftliches Engagement und staatlichen Handelns manifestiert sich
die lebendige demokratische Kultur vor Ort und gibt ihre Visitenkarte. Und gerade das ehrenamtlichen Engagement im
Bereich der Fliichtlingshilfe ist hier immer auch Ausdruck der breiten Anerkennung zentraler demokratischer
Grundwerte.

Wichtig bleibt dabei jedoch, diese Arbeit um politische Komponenten zu ergédnzen. So gilt es, die Strategien von
rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien, sich vor Ort iber diese Thematik kommunalpolitisch verankern zu
wollen, in den Fokus zu nehmen, den in der Fliichtlingshilfe Aktiven einen Schutz gegen Anfeindungen zu geben und
Konzepte zu entwickeln, die es erlauben, die sich auftuenden, zentralen gesellschaftlichen Konfliktbereiche kritisch und
differenziert zu bearbeiten.

Fir diesen wichtigen Baustein der Integrationsstratgie in der Stadt Ratzeburg, aber auch der Fliichtlingsarbeit im
landlichen Umland, wiirden wir gerne die Moglichkeiten des Bundesprogramms "Partnerschaft fiir
Demokratie" in Anspruch nehmen.
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4.4 Benennung im Rahmen einer "Partnerschaft fir Demokratie" einzubindenen Akteure

Beschreiben Sie die vorhandenen Netzwerke, zivilgesellschaftlichen Initiativen und weiteren Partner, die im
geplanten Fordergebiet in der Bearbeitung von Rechtsextremismus (bzw. anderer Formen demokratie- und
rechtsstaatsfeindlicher Phanomene), Gewalt und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie im Feld
der lokalen/regionalen Demokratieentwicklung aktiv sind und wie Sie diese Akteure in die "Partnerschaft fir
Demokratie" einbinden wollen.

Im geplanten Fordergebiet sind unterschiedliche Akteure in der Bearbeitung von Rechtsextremismus, Gewalt und
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie im Feld der lokalen/ regionalen Demokratieentwicklung
gemeinschaftlich aktiv:

Ratzeburger Biindnis: Biirgernetzwerk mit rund 100 Mitgliedern, dass sich je nach Sachlage mit dem Thema
"Rechtsextremismus" in der Region befasst

Willkommenskultur in Ratzeburg: Biirgernetzwerk der ehrenamtlichen Flichtlingshilfe mit rund 200 Mitgliedern

Stadt Ratzeburg: hauptamtlich geschiftsfiihrend fiir das Ratzeburger Biindnis und die "Willkommenskultur Ratzeburg
zustandig

Jugendbeirat der Stadt Ratzeburg: demokratische Jugendvertretung in der Region

Kirchenkreis Libeck-Lauenburg: Kooperationspartner des Ratzeburger Biindnis in der Arbeit gegen Rechtsextremismus
Diakonisches Werk Herzogtum Lauenburg: Migrationssozialberatung und hauptamtliche Fliichtlingshilfe in der Region
Volkshochschule Ratzeburg: Institution der politischen Bildung, Sprachvermittlung in der Fliichtlingsarbeit in der
Region

diverse Fliichtlingsinitiativen im Amtsbereich Lauenburgische Seen sowie weitere Akteure...

Es bestehen bereits zahlreiche Kooperationsbeziehungen zwischen den Akteuren. Sie sollen in einem Begleitausschuss
zusammengefiihrt werden, der im Rahmen von "Partnerschaft fir Demokratie" eingerichtet werden soll. Der
Begleitausschuss soll auf Grundlage gemeinsam erarbeiteter Férderrichtlinien die Projektauswahl vornehmen.

4.5 Existiert bereist ein aullerschulisches Gremium zur Jugendbeteiligung auf der Ebene der beantragenden
Gebietskorperschaft (z.B. kommunales Jugendparlament 0.4.)?

Ja [] Nein

Stellen Sie bitte dar, wie das (existierende oder geplante) Jugendforum an der "Partnerschaft fir
Demokratie" beteiligt werden soll.Stellen Sie bitte dar, wie das (existierende oder geplante) Jugendforum an
der "Partnerschaft fiir Demokratie" beteiligt werden soll.

Die Einrichtung eines Jugendforums soll nach Méglichkeit an den bestehenden Jugendbeirat angebunden werden. Der
Jugendbeirat besteht seit 2014 und steht satzungsgemal? nicht nur Jugendlichen aus Ratzeburg sondern auch aus dem
benachbarten Umland des Amtsbereiches Lauenburgische Seen offen, sowohl hinsichtlich von Mitsprache sowie
passivem und aktiven Wahlrecht.

Ein Jugendfond im Rahmen der "Partnerschaft fiir Demokratie” wiirde den gewédhlten Jugendlichen einen besonderen
Handlungsspielraum er6ffnen, um selbst bestimmt und selbst organisiert Jugendprojekte, iber die ein eigenes,
erweitertes Vergabegremium als Jugendforum, entscheiden kdnnte, auf den Weg zu bringen. Allerdings sollte im
Jugendforum neben dem Jugendbeirat auch Vertreter von Jugendorganisationen eine Stimme bekommen, zum Beispiel
aus dem Bereich der Jugendfeuerwehren, des DLRG, der Schiilervertretungen oder auch des "Konfettirates", einem
demokratischen Gremium der 8 - 12jahrigen in einem der Ratzeburger Jugendzentren.
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4.6 Beteiligungswirksame MalRnahmen der "Partnerschaft fir Demokratie"

Durch welche MalRnahmen soll eine breite Beteiligung der Bevolkerung an Aktivitaten der "Partnerschaft fir
Demokratie" im geplanten Fordergebiet herbeigefiihrt werden?

Die Stadt Ratzeburg und das Amt Lauenburgische Seen planen als ersten Schritt in eine mogliche "Partnerschaft fir
Demokratie" die Durchfiihrung einer gemeinsamen Auftaktkonferenz in Form einer Biirgerwerkstatt, auf der
gemeinsam eine Zielpyramide fir die "Partnerschaft fiir Demokratie" erarbeitet wird. Diese soll im Rahmen der
Vorgaben des Bundesprogramms die Leitziele, die sich daraus ergebenen lokalen Arbeitsfelder und
MaRnahmenschwerpunkte sowie die konkrete Projektebene beschreiben und somit als verbindliche Richtlinie fir eine
nachfolgende Projektférderung dienen.

Auf dieser Konferenz sollen zudem Vertreter*innen fiir den geplanten Begleitausschuss gefunden werden, in desen
Handen zukiinftig die Férdervergabe fiir Projektantrige liegen soll.

Angesprochen und eingebunden werden in diesem Prozess sollen dabei alle wesentlichen Aktivposten der
Zivilgesellschaft, sei es als Einzelpersonen oder als Institutionen, aus den Bereichen der Politik, dem Vereinswesen, den
Hilfsorganisationen, der ehrenamtlichen Fliichtlingshilfe, den Kirchen, sozialen Einrichtungen oder der Verwaltung.

Die Biirgerwerkstatt verfolgt dabei auch den Zweck, das Forderinstrument "Partnerschaften fiir Demokratie" im
Fordergebiet bekannt zu machen und soll potentiellen Antragstellern durchaus erste Anregung fiir nachfolgende
Projektarbeit geben.

4.7 Offentlichkeitsarbeit in der geplanten "Partnerschaft fiir Demokratie"

Bitte stellen Sie kurz die geplanten MaRnahmen zur Offentlichkeitsarbeit dar: Welche Produkte sollen ggf.
entstehen?

Die Stadt Ratzeburg und das Amt Lauenburgische Seen werden auf verschiedenen Wegen Offentlichkeitsarbeit in der
geplanten "Partnerschaft fiir Demokratie" durchfiihren. Sie soll dabei als Aufgabenbereich im Bereich der externen
Koordinationsstelle angesiedelt sein sollen.

So ist zum einen ist die Einrichtung einer Projektwebseite geplant, auf der neben dem Antragsverfahren, den
bewilligten Projekten und Terminen vor allem auch die Méglichkeit zum Austausch zwischen den Projektpartnern
gegeben werden soll. Auf ihr soll aber auch tber aktuelle Entwicklungen und Themensetzungen berichtet werden, die
fur die Fortfiihrung der "Partnerschaft fiir Demokratie" bedeutsam sind.

Dazu wird Uber die laufende Projektarbeit kontinuierlich in den regionalen Printmedien berichtet. Dies wird von
Projektpartner als verbindlich im Rahmen der Férderung eingefordert, ebenso eine Fotodokumentation der eigenen
Projektarbeit.

Maglich ist zudem die Erarbeitung einer Printauflage eines jahrlichen Projektberichtes, in dem sich alle geférderten
Projekte eine Jahres vorstellen, auch als Ideengeber fiir potentielle neue Antragsteller.
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4.8 Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion

Bitte beschreiben Sie Ihre Planung die Umsetzung von Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion in
einer "Partnerschaft fiir Demokratie".

Die Méglichkeiten im Rahmen der geplanten "Partenerschaft fiir Demokratie" Schwerpunkte in den Bereichen Gender-,
Diversity Mainstreaming und Inklusion zu setzen sind vielfaltig und sollen vor allem im Rahmen der gepanten
Biirgerwerkstatt Berlicksichtigung finden. Die Leitlinien der zukiinftigen Projektforderung sollen dabei explizit unter
diesen Aspekten diskutiert werden und mdgliche Projekttrager sensibilisiert werden, ihre Projektideen unter diesen
Pramissen auszugestalten. Denkbar ist hier auch, dass in der zu erwartenden Konkurrenz von Projektantragen der
Begeleitausschuss im Rahmen einer Bonusbewertung Projekte, die in ihrer Konzeption die Umsetzung Gender-,
Diversity Mainstreaming und Inklusion expilzit und begriindet vorsehen, zu bevorzugen.

4.9 MaRnahmen zur Qualitdtssicherung in der geplanten "Partnerschaft fir Demokratie"

Bitte beschreiben Sie die MaRnahmen, die zur Selbstevaluation/ zum Projektmanagement/ zum
Projektcontrolling getroffen werden sollen:

Die Koordinierungsstelle wird beauftragt, Material zur Qualitatssicherung fiir Projekttrdger in handhabbarer Weise zu
entwickeln und zur Verfligung zu stellen, anhand deren Aussagen zur qualitativen und quantitativen Wirksamkeit der
geforderten Einzelprojekte getroffen werden kann.

Neben dem regelmaRigen Berichtswesen zu den Sitzungen des Begleitausschusses soll die Koordinierungsstelle im
Rahmen eines jahrlichen Berichtes dariiber hinaus dokumentieren, inwieweit die bewilligten Projektférderungen
konkret an der Umsetzung der gemeinsame erarbeiteten Leitziele mitwirken konnten und auf welchen Themenfeldern
noch Umsetzungsdefizite bestehen, um daraus Steuerungspotentiale fiir weitere Projektforderungen zu entwickeln.
Denkbar ist hier die Empfehlung einer jdhrliche Schwerpunktsetzung auf Basis des Jahresberichtes als zusatzliche
Richtlinie fir die zukiinftigen Entscheidungen des Begleitausschusses.
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Dokumentennr.

5. Angaben zur Férderung/ Finanzierung

5.1 Forderzeitraum

von: 01.06.2016 bis: 31.12.2016
5.2 Finanzierung
5.2.1 Finanzierungsplan
Ifd. Nr. Ausgaben 2016 2017 2018 2019 Gesamt
1 (ertisime) Koo eliieminzgs= Ui 45.000,00€ | 45.000,00€| 45.000,00€| 45.000,00 € 180.000,00 €
Fachstelle
Aktions-/ Initiativfonds 20.000,00 €| 20.000,00€| 20.000,00 €| 20.000,00 € 80.000,00 €
Jugendfonds 5000,00€| 5.00000€| 5.000,00€[ 5.000,00€ 20.000,00 €
4, \P/:tr:Zigitri];::;l’)g:fjggliézgi:isn_gund 10.000,00 € |10.000,00 € |10.000,00 € |10.000,00 € | 40.000,00 €
5. Gesamt 80.000,00 € | 80.000,00 € | 80.000,00 €| 80.000,00 € 320.000,00 €
fd. Nr. Einnahmen 2016 2017 2018 2019 Gesamt
1 Eigenmittel 2500,00 €|  2.500,00€(  5.000,00 € 10.000,00 €
2. offentliche Zuschiisse: EU-Mittel
3. offentliche Zuschiisse:
andere Bundesressorts
4. offentliche Zuschiisse: Bundesland
5. offentliche Zuschisse: Stadte/ Kreise 2.500,00 €|  2.500,00 €|  5.000,00 € 10.000,00 €
6. Andere Drittmittel
7. Sonstige Einnahmen/ Erlése
8. Zuwendung Bundesmittel 80.000,00 € | 75.000,00 € | 75.000,00 € [ 70.000,00 € 300.000,00 €
9. Gesamt 80.000,00 € | 80.000,00 € | 80.000,00 €| 80.000,00 € 320.000,00 €

5.2.2 Eigenleistungen

Um die administrative Umsetzung der "Partnerschaft fiir Demokratie" im federfiihrenden Amt
sicherzustellen, werden folgende Eigenleistungen zur Verfligung gestellt:

Stellenbezeichnung:

Verwaltungsstelle gemaR TVOD

Stellenanteil:

0,5 VzZA Eingruppierung: |9

Ist vorgesehen, die Koordinierungs- und Fachstelle in der kommunalen Verwaltung selbst einzurichten?
[] []

wenn ja, muss die Eingruppierung von weiterem kommunalen Personal mit 0,5 VzA und einer Eingruppierung
min. in Entgeldgruppe 9 nach TV&D erfolgen.

Ja Nein Gegenwartig kann hierzu noch keine Aussage getroffen werden

Stellenanteil: VzA Eingruppierung:
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Ab dem Forderjahr 2017 wird fiir die Férderung des Aktions- und Initiativfonds sowie des Jugendfonds eine
Kofinanzierung vorausgesetzt.

Sofern bereits Aussagen (iber Kofinanzierungen getroffen werden kénnen, ist auf diese nachfolgend
einzugehen.

Stadt Ratzeburg und das Amt Lauenburgische Seen wird eine paritdtische Finanzierung der ab dem
Forderjahr 2017 geforderten Kofinanzierung im Jahresverlauf 2016 verhandeln und verbindlich festlegen
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Dokumentennr.

6. Erklarung der verantwortlichen Behorde

6.1 Mit Antragsstellung und Abrechnung der Mittel soll die nachfolgende kommunale
Behorde beauftragt werden:

Amt Stadt Ratzeburg

Anrede Herr Titel

Vorname Rainer Name |VoR

StraRe Unter den Linden Hausnummer |1
PLZ 23909 Ort Ratzeburg

Telefon (Vorwahl) 04541 Nr. 8000108

Telefax (Vorwahl) 04541 Nr. 8000109

E-Mail www.ratzeburg.de

6.2 Die verantwortliche Behdrde versichert, dass die beantragten Mittel im Falle einer Forderung
wirtschaftlich und sparsam verwendet werden und die vorstehenden Angaben und ggf. sonstige beigefiigte
Anlagen richtig und vollstandig sind

6.3 Weiterhin erklart die verantwortliche Behorde im Falle einer Férderung

- im federfiihrenden Amt - entsprechend der Vorgabe in der Leitlinie - Mitarbeiter/-innen entsprechend
freizustellen,

- die fur das Monitoring erforderlichen programmbezogenen Daten bzw. Berichte (datentechn.,
Dokumentation der EinzelmaRRnahmen und deren Teilnehmer/-innen, in angemessener Form), Fiihrung des
Verwendungsnachweises, Bewirtschaftung der Mittel) unter Benutzung der bereitgestellten Formulare und
nach der Vorgabe der Regiestelle im BAFzA zu erheben bzw. zu erbringen,

- sein/ ihr Einverstandnis, verantwortlich iber die Mittelvergabe unter Beteiligung der lokalen Akteure zu
entscheiden und Anderungen in der Umsetzungsplanung der Regiestelle bekannt zu geben bzw. mit dieser
abzustimmen,

- mit der wissenschaftlichen Begleitforschung zusammenzuarbeiten und die erforderlichen Informationen zu
geben, die fiir die Evaluation des Bundesprgramms und seiner Bereiche notwendig sind;'- dass eine
projektbezogene Einzelabrechnung sichergestellt wird.
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7. Unterschrift der vertretungsbefugten Person der Kommunalverwaltung

Stempel

Ratzeburg
Ort

09.03.2016
Datum

Rechtsverbindliche Unterschrift der vertretungsbefugten Person der
Kommunalverwaltung

nochmals in Druckbuchstaben
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O 7

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 26.02.2016

SR/BeV0Sr/304/2016
Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 07.03.2016 @)
Stadtvertretung 21.03.2016 @)
Verfasser: Herr Ralf Weindock FB/Aktenzeichen: FD 1 /010 20b/V

Frauenforderplan der Stadt Ratzeburg

Zielsetzung:

Fortschreibung des fir die Stadtverwaltung Ratzeburg aufgestellten Frauenférder-
planes fir den Zeitraum vom 01.04.2016 bis zum 31.03.2020 gemal3 den gesetz-
lichen Vorgaben (Gleichstellungsgesetz fur Schleswig-Holstein. -GstG-).

Beschlussvorschlag:

» Der Hauptausschuss nimmt Kenntnis,

» die Stadtvertretung

beschliel3t die 6. Fortschreibung des Frauenforderplanes der Stadtver-
waltung Ratzeburg fur den Zeitraum vom 01.04.2016 bis zum 31.03.2020
gemal beigefugtem Entwurf.

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Ralf Weindock am 22.02.2016
BlUrgermeister Vo3 am 26.02.2016

Sachverhalt:

In Ausfiihrung des 8 11 des Gleichstellungsgesetzes Schleswig-Holstein (-GstG-,

gultige Fassung vom 13.12.1994) hat jede einen Stellenplan bewirtschaftende Dienststelle
mit regelmafig mindestens 20 Beschaéftigten fur jeweils vier Jahre einen Frauenforder-

plan aufzustellen, wobei Personalstellen mehrerer Dienststellen in einem Frauenférderplan
zusammengefasst werden konnen.



Seite 2 von 2 zur Vorlage vom 26.02.16

Der fur die Zeit vom 01.04.2012 bis zum 31.03.2016 aufgestellte (5.) Frauenforderplan
verliert am 31.03.2016 seine Gultigkeit und ist daher fir den Zeitraum vom 01.04.2016 bis
zum 31.03.2020 fortzuschreiben.

Der Frauenférderplan darf nicht als zwanghafte Abgrenzung zwischen den Geschlech-
tern verstanden werden, sondern soll als Instrument dienen, die Chanchengleichheit
zwischen Frauen und Mannern innerhalb der Verwaltung -unter Bertcksichtigung der
dienstlichen Belange- zu verbessern. Ziel des Frauenforderplanes ist es, durch die
Festlegung und Fortschreibung von Zielvorgaben und durch die Veranderung von
Arbeitsorganisation und Strukturen zu erreichen, dass Frauen und Manner in allen
Funktionen entsprechend ihres Anteils an den Beschaftigten vertreten sind.

Der beigefiigte (6.) Frauenforderplan bezieht sich im textlichen Teil auf die Vorgaben
des GstG, beinhaltet aber auch konkrete FérdermalRnahmen speziell fir die Stadt-
verwaltung Ratzeburg und gilt gleichermal3en fur die Ratzeburger Wirtschaftsbe-
triebe sowie fur den Schulverband Ratzeburg. Dartber hinaus wurde die Bestands-
aufnahme und Analyse der Beschaftigungsstruktur im statistischen Teil umfassend
dargestellt.

Der Personalrat der Stadtverwaltung wurde entsprechend seiner Mitbestimmungs-

rechte beteiligt und signalisierte hierfir seine Zustimmung; ein diesbezulglicher
schriftlicher Beschluss wird der Dienststelle nachgereicht.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: - keine -

Anlagenverzeichnis:

e 6. Frauenfoérderplan nebst statistischer Teil



6. Frauenforderplan

der Stadt Ratzeburqg

fir die Zeit vom: 01.04.2016 bis 31.03.2020

1. Einleitung

In Artikel 3 des Grundgesetzes fur die Bundesrepublik Deutschland wird die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau als Grundrecht verfassungsmallig verankert. Zur
Verwirklichung dieses Grundrechts bestimmt das Gesetz zur Gleichstellung der
Frauen im offentlichen Dienst (GstG) u.a. fur die Gemeinden des Landes Schleswig-
Holstein, dass Dienststellen, die mindestens regelmallig 20 Beschaftigte tber einen
Stellenplan bewirtschaften, einen Frauenforderplan fir jeweils vier Jahre aufzustellen
haben. Damit soll die tatsachliche Umsetzung der Frauenférderung in der
Stadtverwaltung erfolgen. Dieser Frauenférderplan gilt auch fur die Ratzeburger Wirt-

schaftsbetriebe und den Schulverband Ratzeburg.

2. Inhalt

Der Frauenforderplan besteht aus einem textlichen Teil mit Bezug und Verweisen auf
das Gleichstellungsgesetz und konkreten Forderungsmalinahmen sowie einem
statistischen Teil als Anlage. Der statistische Teil wird regelmafRig fortgeschrieben.
Dabei sind nicht nur der ,Ist-Zustand” und eine Prognose aufzunehmen, sondern es
wird auch dargestellt, wie sich der Anteil von Frauen und Mannern in den einzelnen

Besoldungs- und Vergitungsgruppen in den letzten vier Jahren verandert hat.



4.1

4.2

4.3

4.4

Ziele

Bei Einstellungen und Beftérderungen soll der Frauenanteil in den Bereichen, in
denen Frauen unterreprésentiert sind (siehe statistischer Teil), auf 50 % erhoht
werden.

Die beruflichen Chancen fir Frauen im Sinne des Gleichstellungsgesetzes werden
geférdert und verbessert und es werden Mdglichkeiten und Mallnhahmen zur prak-
tischen Verwirklichung aufgezeigt. Die nachfolgenden Richtlinien (Nr.4. ff) dienen der
Verwaltung als konkrete Handlungsvorgaben und sind als Signalwirkung fur die
Betriebe der Stadt zu sehen, sich ebenfalls fur die Frauenférderung einzusetzen. Im
Gegenzuge bedeutet ein Frauenforderplan aber auch, dass bei durchzufihrenden

Stellenreduzierungen Frauen nicht benachteiligt werden.

Stellenausschreibungen, Vorstellungsgesprache

Die Dienststelle legt in Abstimmung mit der Gleichstellungsbeauftragten und dem
Personalrat vor der Ausschreibung einer Stelle die erforderlichen Qualifikationsmerk-
merkmale schriftlich fest (Anforderungsprofil), soweit sie von einer vorhandenen

Stellenbeschreibung abweichen.

Stellenausschreibungen werden entsprechend geltendem Recht in weiblicher und
mannlicher Form abgefasst.

Alle freien Arbeitsplatze sollen grundsatzlich ausgeschrieben werden. Zur Information
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die vorhandenen technischen Einrichtungen
und Medien im Hause zu nutzen. 8 7 GstG (Arbeitsplatzausschreibung) findet ent-
entsprechende Anwendung.

Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht bedurfen der Zustimmung der Gleichstell-

ungsbeauftragten.

Sofern nicht zwingende dienstliche Griinde dagegensprechen, ist in der Ausschrei-

bung auf die Méglichkeit zur Teilung der Stelle hinzuweisen.

Arbeitsplatzausschreibungen fir Berufe und Bereiche, in denen Frauen bei der

Stadtverwaltung bislang unterreprasentiert sind, erhalten den Zusatz: "Frauen



4.5

5.1

5.2

5.3

5.4

6.1

6.2

7.1

werden im Rahmen der gesetzlichen Mdéglichkeiten bei gleichwertiger Eignung,

Befahigung und fachlicher Leistung vorrangig bericksichtigt."

Ausschreibungstexte werden in Abstimmung mit der Gleichstellungsbeauftragten
verfasst.

Auswahlentscheidungen

Bei Bewerbungen sind grundséatzlich alle Bewerberinnen, die die formalen Voraus-
setzungen erfillen, in das Auswahlverfahren einzubeziehen. Ist dies wegen der
Vielzahl der Bewerbungen nicht mdoglich, ist darauf zu achten, dass Frauen

mindestens im Verhaltnis ihres Anteils an den Bewerbungen berlcksichtigt werden.

Die Gleichstellungsbeauftragte ist zu den Bewerbungsgesprachen einzuladen und
am Auswahlverfahren zu beteiligen. Ihr muissen alle Bewerbungsunterlagen

vorgelegt werden.

Die Feststellung der Eignung, Befahigung und fachlichen Leistung der
Bewerberinnen und Bewerber hat sich ausschliel3lich an den Anforderungen des

Arbeitsplatzes (Anforderungsprofil) zu orientieren.

Die Auswahlgrundséatze richten sich nach 8§ 8 Gleichstellungsgesetz Schleswig-

Holstein.

Ausbildung

Fir die Ausbildung findet der § 3 GstG Schleswig-Holstein Anwendung.

Eine Einfuhrung in gleichstellungsrelevante Themen ist Bestandteil der Ausbildung
der Stadt Ratzeburg.

Teilzeitarbeit

Die Regelung der Teilzeitarbeit richtet sich nach den Vorschriften des § 12 GstG
Schleswig- Holstein.



7.2

7.3

7.4

7.5

8.1

Insbesondere wird die Madoglichkeit, Teilzeitbeschaftigung in Leitungsfunktionen
einzufihren, geférdert, um so ein breites Potenzial an gut ausgebildeten
Arbeitskraften zu erhalten. Jede und jeder Beschéftigte hat die Mdglichkeit, im
Rahmen der gesetzlichen bzw. tariflichen Bestimmungen ihre oder seine
Wochenarbeitszeit zu reduzieren. Es wird verwiesen auf 8§ 8 Teilzeit- und

Befristungsgesetz.

Sofern es mit den dienstlichen Gegebenheiten vereinbar ist, soll Vollbeschéaftigten
nach Beendigung der Elternzeit nach Wahl auch eine Teilzeitbeschaftigung

angeboten werden.

Teilzeitbeschéftigung soll grundsétzlich mit mindestens der Hélfte der regelmanigen
wochentlichen Arbeitszeit angeboten werden. Die reduzierte Stundenzahl von
Teilzeitbeschéftigten soll im Rahmen des Haushaltsrechts personell ausgeglichen

werden.
Vor Aufnahme einer Teilzeitbeschaftigung mussen die Betreffenden ausreichend

Uber die arbeits- und versorgungsrechtlichen sowie Uber die finanziellen

Auswirkungen ihrer Entscheidung informiert werden.

Beforderungen und Hohergruppierungen

In durch Frauen unterreprasentierten Bereichen ist die Verbesserung der Auf-
stiegsmaoglichkeiten fir Frauen durch Nutzung der Spielraume von Mobilitats- und
Aufstiegsrichtlinien sowie der Moéglichkeiten, die sich aus der ADGA ergeben; zum

Beispiel durch

- Ubertragung von Aufgaben zur eigenverantwortlichen Bearbeitung von
Entscheidungen,
- Ubertragung von Zeichnungsbefugnissen und

- Ubertragung von Weisungsbefugnissen

konsequent zu verfolgen.



8.2

9.1

9.2

10.

10.1

10.2

10.3

Fur hoherwertige Besoldungs- und Entgeltgruppen ist unter Berlcksichtigung der
Grundsatze von Eignung und Leistung verstérkt anzustreben, die jeweilige Gruppe

paritatisch zu besetzen.

Beurlaubung und Wiedereinstieqg

Beurlaubte Beschaftigte sind jederzeit vor der Beurlaubung und vor Ablauf der
Beurlaubung Uber rechtliche Auswirkungen und kinftige Einsatzmdglichkeiten

durch die Dienststelle zu beraten.
Beurlaubte werden in den Informations- und Kommunikationsfluss der Dienststelle,

z. B. durch die Ubersendung von Hausmitteilungen, internen Stellenausschrei-

bungen oder Einladungen zu dienstlichen Veranstaltungen, eingebunden.

Flexible Arbeitszeiten

Die Dienststelle wird im Rahmen der dienstlichen Gegebenheiten alle Mal3nahmen,
die zu einer groReren Arbeitszeitflexibilitat der Beschaftigten fuhren, unterstitzen,

z. B. durch

- Nutzung der Experimentierklausel in den Grundsatzen tber die gleitende

Arbeitszeit, Einschrankung der Prasenzpflicht am Arbeitsplatz.

Bei Teilzeitarbeit soll nach Mdglichkeit den individuellen Wiunschen der
Teilzeitarbeitenden in Bezug auf Stundenzahl und Arbeit an bestimmten
Wochentagen entsprochen werden. Dienstbesprechungen und andere wichtige
Termine sind nach Madoglichkeit so zu vereinbaren, dass Teilzeitkrafte daran

teilnehmen kénnen. Das gleiche gilt fir Gemeinschaftsveranstaltungen.

Im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen Mdglichkeiten ist die Dienststelle
bestrebt, dem Wunsch der Beschaftigten nach familienfreundlichen Arbeitszeiten
nachzukommen. Antrdgen auf Aufstockung der Arbeitszeit nach voribergehender

familienbedingter Teilzeitbeschaftigung soll zum nachstmdglichen Zeitpunkt ent-



11.

111

11.2

11.3

11.4

11.5

sprochen werden, wenn die stellenplanméafigen und dienstlichen Voraus-

setzungen gegeben sind.

Fort- und Weiterbildung

Frauen und Manner sind gleichermalRen Uber Fort- und Weiterbildungs-
malnahmen zu informieren. Hierzu werden die zur Verfiigung stehenden Medien
(Intranet u.d.) genutzt. Es werden Zeitpunkt der Bekanntgabe und Inhalt der
Malnahme festgehalten. In Bereichen, in den Frauen unterreprasentiert sind,
werden sie gezielt zur Teilnahme aufgefordert. Diese Aufforderung findet ihre
Grenzen in den fur Fort- und Weiterbildung zur Verfigung stehenden Haus-
haltsmitteln. Frauen sind insbesondere bei der systematischen Aufstiegs-
fortbildung beim Wechsel von der mittleren in die gehobene und von der
gehobenen in die héhere Fihrungsebene solange vorrangig zu berticksichtigen,

bis die Zielvorgabe fur den jeweiligen Bereich erfullt ist.

Beurlaubten und abgeordneten Beschaftigten wird das Fortbildungsangebot zu-

gesandt.

Es wird eine Statistik Uber die Teilnahme von Ma&nnern und Frauen bei Fort- und
Weiterbildungsveranstaltungen gefuhrt. Wird in einem Kalenderjahr keine halftige

Teilnahme erreicht, so ist ein Ausgleich im folgenden Jahr anzustreben.

Verantwortliche fur Personal und Organisation nehmen an Fortbildungsveran-

staltungen zum Thema ,Frauenférderung im 6ffentlichen Dienst" teil.

Fortbildungsveranstaltungen der Stadtverwaltung sollen nach Madglichkeit so
gestaltet sein, dass Elternteilen mit betreuungsbedurftigen Kindern (insbesondere
Teilzeitbeschaftigten und Alleinerziehenden) die Teilnahme ermdglicht bzw.

erleichtert wird. Kosten einer Kinderbetreuung kdnnen erstattet werden, wenn sie
durch die Teilnahme an dienstlichen Fortbildungsmal3hahmen unvermeidbar ent-

stehen.



12.

12.1

12.2

13.

13.1

13.2

14.

15.

Organisatorische Mallhahmen

Die Geschaftsverteilung wird auf einen Zuschnitt von Arbeitsgebieten Uberprift,

die einen Aufstieg/eine Hohergruppierung fur Mitarbeiterinnen auslésen kdénnen.
Um die Bereiche Schreibdienst, Registratur und Vorzimmer aufzuwerten und

damit die Motivation der Beschaftigten zu erh6hen, wird die Einrichtung von

Mischarbeitsplatzen fur Assistententatigkeiten ermoglicht.

Verbot sexueller Belastigung

Hierzu gilt 8 16 GstG Schleswig-Holstein.

Well sexuelle Belastigung nach wie vor starker Tabuisierung unterliegt, sind die
Beschwerdefiihrer in besonderem Mal3e schutzbedurftig und ihre Beschwerden
sind streng vertraulich zu behandeln. Dieses gilt nicht, wenn und soweit die
Beschwerden mit Zustimmung der Betroffenen gegen die Beschuldigten ver-
wendet werden sollen oder der/die Vorgesetzte aus rechtlichen Grinden tatig
werden muss. Den Beschwerdefiuihrern dirfen aus den Beschwerden keine
Nachteile entstehen. Es ist ausdrticklicher Wunsch und Wille der Dienstelle, dass
die Belastigten sich vertrauensvoll an sie wenden, um derartiges Fehlverhalten zu

verfolgen.

Gleichstellungsbeauftragte

Die Dienststelle stellt die Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten in allen ihren
Aufgabengebieten betreffenden Problemkreisen sicher. Die fr ihre Arbeit notwen-
digen Unterlagen, Personalberichte und -statistiken sind ihr regelmaflig in aktueller

Form zur Verfiigung zu stellen.
Bekanntmachung

Jeder Mitarbeiterin und jedem Mitarbeiter der Stadtverwaltung Ratzeburg ist auf

Wunsch ein Exemplar des Frauenforderplans auszuhandigen. Auf3erdem wird die



16.

textliche Fassung des Frauenférderplanes in das Intranet der Stadt Ratzeburg ein-

gestellt.

Der Fachbereich Zentrale Dienste ist in enger Zusammenarbeit mit der Gleich-
stellungsbeauftragten und den Personalraten verantwortlich fir die Umsetzung

dieser Richtlinie.

Die Fachbereiche bemihen sich aktiv, die Zielvorgaben einzuhalten.

Inkrafttreten

Dieser Frauenforderplan tritt am 01.04.2016 in Kraft.

23909 Ratzeburg,

gez.: (Vo)
Blrgermeister
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Anlage zum Frauenforderplan

fiir die Zeit vom 01.04.2016 bis 31.03.2020

Bestandsaufnahme und Analyse der Beschéftigungsstruktur
(einschlieBlich personelle Entwicklungsschitzung)
gemal § 11 Abs. 3 Gleichstellungsgesetz (GstG) SH

1

[
1.
1.

WN =

6.1
6.2
6.3

Zahl der beschiftigten Frauen und Manner

Stadt Ratzeburg
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
Schulverband Ratzeburg

Zahl der Bewerbungen und Einstellungen

Stadt Ratzeburg
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
Schulverband Ratzeburg

Zahl der iibernommenen Auszubildenden

Stadt Ratzeburg
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
Schulverband Ratzeburg

Zahl der Laufbahnaufsteiger

Stadt Ratzeburg
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
Schulverband Ratzeburg

Schatzung der personellen Verdnderungen

Stadt Ratzeburg
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
Schulverband Ratzeburg

Fort- und Weiterbildung
(Ziff. 11.3 Frauenforderplan zu § 10 Abs. 1 GstG)

Stadt Ratzeburg
Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
Schulverband Ratzeburg



(Stand: Jan. 2016)

n Frauen und Manner

(Gesamtzahl der Stellen gemaR Stellenpldne ochne Umrechnung in Vollzeitstellen)

Zahl der Beschafti

1.

Stadt Ratzeburg
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1.1 Stadt Ratzeburg

Fachibereicli/ Beschiftigte (TVoD/TVoD-S)
Fachdienst Entgeltgruppen
( Kernverwaltung) -“Ig 14 13 12 11 10 9 1 8 7 6 5 4 3 2 1 Summe
Oberste Gemeindeorgane ]
Frauen - = - - S I B = 1 - = 2 . - 1
Minner - - - - - - 11 - - - - = . @ < 1
Zentrale Steuerung : i
Frauen | |- = = = “ i = ” 1 = 1 o 0 LN W =
Minner - - - - 1§ 1 1 - - = - = = “ " 3
Finanzen | i
Frauen - - - - - - 1 2 . 4 = - ; : - - 5
Minner - - - I H -“1“ -.“"““i“ . - § - = E _ = 5 2
Biirgerdienste E |
o Frauen - - = = E = = 4 4 = 3 2 - 13 R - 16
Minner - - = ~ i - = = 3 2 " = - . =
Schule und Sport f
Frauen - - - = § & - 1 - - 1 - - - - - 2
Maénner - - - 1 - - 1 - - : & s - - ~ x -
Stadtplaung, Bauen und | i
Liegenschaften E
Frauen - - - ; - - 1 - - - 4 : E - - 2 - 7
Minner - - - 12 2 - 2 - - - 1 1 - = = : 7
Dienstleistungen fiir Dritte ,: E
Frauen o g : E A = z = = . - - - - -
Miénner - - - E - = 5 = 5 A o~ - - . -
Gesamt Frauen - - - N e & 1 4 6 i - 14 1 2 i - 3 2 - 33 65%
Gesamt Miinner -0 - F - f 2t al 2V 513 =] 0111 =481 «f < 18 35%
51 100%




1.1

Stadt Ratzeburg

Einrichtungen / Beschiftigte (TVoD/TVoD-S)
Sonstige Entgeltgruppen
15 4 14 013 128 110 9% 81 71 61 5 1 4 N R
Stadtbiicherei i '
Frauen - - E - - - - 2 - - - 1 - - 4
Minner - - F - - - - - - = - - - i - 0
Feuerwehr i
Frauen - = o - — s = 1 = = z z i z 0
Mainner - - - - - T - - P 1 - i 2 1 -
Lauenb. Gelehrtenschule E E .E
Frauen . | 0 g
Mainner = = - - - 1 . - - - - ' = 1
Jugendpflege (TVSD-S)
Frauen - - - L T - - N - - - 0
Miénner 1 v - - - - = = 2 = - 5 = & 3
Stiidt. Kindergarten (TVSD-S) |
Frauen o . - - - - 1 - = 5 9 - = 1 14
Manner - - - - - - - - = - = = - 0
Abordnungen Jobcenter H i
Frauen 5 = = = = 2 i - 1 - . - - E - 1
Mainner - - - s 0 = - 4 1 - B 1 T . | - 2
Gesamt Frauen = s b s b o0 a1 P2t i1 - 1ods8 i .| 1 21 75%
Gesamt Miinner 1 - - « - 1 | 1 2 = 1 1 - - 7 25%
28 100%
Zusammenfassung Beamte Kernverwaltung Einrichtungen Summe
- Frauen 2 33 21 56 64%
Miinner 7 18 7 32 36%
88 100%




Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe

Beschiftigte (TVadD)
Betriebszweig Entgzeligruppen
i I Summe
15 14 13 1 12 11 10 9 8 7 1 6 5 4 3 2 1
Verwaltung é
Frauen - - - i = - - = 1 - 1 - " " 2 . #
Mﬁnn(;l-'- - R ' U1 = 2 5 = - - - - -0 - T
Stadtentwiisserung/Klirwerk ' . i
Frauen - " - - - - - - - - - . 0
Miénner - - E - - - - 1 - - 5 1 - - - - 7
Stidt. Bauhof
Frauen - -4 - - - - - - | - - 1 - 1 - - 2
"""" Ménner - -1 - w i = | = 1 1 1 - 4 1 111 1 3 | & : 21
Wirtschaftl. Stadtenticklung i : :
Frauen - ,E - - - - 1 - § 1 - - 1 - 2 E - - 5
Miinner - : - - - - N . ) 1 _ . o i - "
Gesamt Frauen - - - - - 1 = 4 2 - 1 2 - ' - - 9 23%
Gesamt Miinner - | = - - 1 - 2 | 1 - 110 12§ 1 | = - 30 77%
39 100%




1.3

Schulverband Ratzeburg

Beschiftigte

(TVoD/TVoD-S)

Schule Entgeltgruppen
R i i~ 1 i Summe
15 14 {1 13 12 11 10 9 1 8 7 6 5 3 % 2
Gemeinschaftsschule | i i
} Frauen . - - - o - i A - 1 N 1
Minner (S-10) -1 - - = - 1 £ = = - 1 - - 2
Grundschule zwei Standorte
Frauen__ - - - - - B :’z____,'_ - = = 9 = (- 2 i 6
Mainner - 5 - s - . _ _ ~ B b E N " 5
Forderzentrum i
- Frauen 2 E : 2 = g z - b b - 1 -4 - 1
Mainner - - - - = = = = u 2 1 = = 1
Offene Ganztagsschule
Frauen o = - - - - - - 13 - 2 B 15
Minner (S-15) 1 - - - - - - - = . 2 @ 4 7
Gesamt Frauen 7 - i = 2 = . - 2 14 - 4.4 23 66%
Gesamt Miinner - = - . | - . % . 4 s 4 12 34%
35 100%




2,

2.1

Zahl der Bewerbungen und Einstellungen

Zeitraum : 01.01.2012 bis 31.12.2015

Stadt Ratzeburg
2012 2013 2014 2015
Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner

74 34 29 7 74 257 65 46

Bewerbungen 108 g 1319 36 g ven ] 331 2% | 78% 11 59% | a1% |
1 0 0 1 1 0 0 0

alBREmS T 505 0% 1 0% 100% ! 1009% 0% 0 0% 0%
als Angestellte (auch 50 |ooe- 3% | - 15 10 10 0 | 305 |eoe 58 | 247 | 82 |- 47 35

Sozial-/Erziehungsdienst) 70% 30% 100% 0% 19% 81% 57% 43%

’ 28 13 6 0 2 0 4 2
AlsAnEzoblidamds M T e R T T 2 Yo% 0% N
als Anwarter m.D. 0 AL T 0 A Q] 0 L - 0 |- o g

0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
. 0 0 1 0 0 0 0 1
rt D. O T T | e e L s T . R RS, S —
als Amwdilerg 0% 0% 100% 0% 0% 0% 0% 100%

Initiativbewerbungen

inetelhimoen | 72 |eeee e oo 2o 200 L. - - [rp—
Einstellungen 2 100% 0% 2 0% 0% 4 50% 50% 4 50% 50%
0 0 0 0 0 0 0 0
Is Beamt o QN SO S R T W B 0 -2 1. 0 o QR ! SO S -
als Beanme 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
als Angestellte (auch 1 0 2 0 2 2 2 1
: : , S N SO (- R T NN P S YR 3 sl
Sozial-/Erziehungsdienst) 100% 0% 100% 0% 50% 50% 67% 33%
. 1 0 0 0 0 0 0 1
Is A Idend 1 et {0 R T U P . R T N R . T . -
als Alez0blidens 100% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 100%
als Anwarter m.D. § a8 0 9. B4 g | L - e 0 |- g 1.} .-
0% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
) 0 0 0 0 0 0 0 0
s Anwarerg.D. . 0% 0% ¢ 0% 0% 0 0% 0% . 0% 0%




2.2 Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe

2012 2013 2014 2015
Gesamt | Frauen | Midnner | Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner
1 54 13 11 5 40 1 20
Bewerbungen 89 2% o | 24 54% 46% 45 1% g%l 2 e 95%
als Angestelite (auch 47 et f 46 oo |12 10 | 40 |- I 35 ] s J — LI - 18
Sozial-/Erziehungsdienst) 2% 98% 55% 45% 13% 88% 5% 95%
. 0 b 0 0 0 0 0 0
als Auszubildende 5 gt 0%- ------ 1- (-)-65/; 0 o 0070 ---------- 6 -0’;0- 0 - 00/'0 0% 0 0% -66/{-: -----
Initiativbewerbungen 3 - - 2 S, . ! 2 e 2 1 - 2 B 2

instellun@en | 2 |--Y% | .2 1 o-» |1 ([ 1. 1 + [+ (.2} 4+ |0 1 1
Einstellungen 0% 100% 50% 50% 33% 67% 1 0% 100%
als Angestellte (auch 0 1 1 1 1 2 0 1
’ ; i 1 |- -- 2 - I L e S
Sozial-/Erziehungsdienst) 0% 100% 50% 50% 33% 67% 0% 100%
. 0 1 0 0 0 0 0 0
415 Auszublicende ! 0% | 100% . 0% o] ° 0% 0% S T
2.3 Schulverband Ratzeburg
2012 2013 2014 2015
Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner | Gesamt | Frauen | Manner
32 3 4 1 40 1 12 2
Bewerbungen Sad I 7 I 7 a7 DA A L I
als Angestellte (auch 33 30 3 3 e 3 0 39 38 L 11 e 9 ... 2 |
Sozial-/Erziehungsdienst) 91% 9% 100% 0% 97% 3% 82% 18%

Initiativbewerbungen

. 2 0 1 0 3 1 0 2
____________________________________________________________________________________
Einstellungen 2 100% 0% 1 100% 0% 4 75% 33% 2 0% 100%
als Angestellte (auch 5> |20 § Bt b 0 | a L.t 3 1 .. o |- O ... 2
Sozial-/Erziehungsdienst) 100% 0% 100% 0% 0% 0% 0% 100%




3.1

Stadt Ratzeburg

Zeitraum : 01.01.2012 bis 31.12.2015

2012 Anzahl Anteil 2013 Anzahl Anteil 2014 Anzahl Anteil 2015 Anzahl Anteil
Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 0 100%
__Frauen | 0 0% Frauen | 0O 0% Frauen O 0% | Frauen | O | 0%
Manner 0 0% Manner 0 0% Manner 0 0% Manner 0 0%
3.2 Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
2012 Anzahl Anteil 2013 Anzahl Anteil 2014 Anzahl Anteil 2015 Anzahl Anteil
Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 0 100%
__Frauen | 0 0% | Frauen | O | 0% | Frauen | 0 0% | Frauen | | 0 | . 0%
Manner 0 0% Manner 0 0% Manner 0 0% Manner 0 0%

3.3 Schulverband Ratzeburg
(entfallt, da im Schulverband nicht ausgebildet wird)




4. Zahl der Laufbahnaufsteiger Zeitraum :  01.01.2012 bis 31.12.2015

4.1 Stadt Ratzeburg

a) vom mittleren in den gehobenen Dienst : b) vom gehobenen in den hoheren Dienst :

2012 2013 2014 2015 2012 2013 2014 2015
Gesamt - - . 1 Gesamt - - - -
Frauen - : - - Frauen - - - -
Manner - - 1 Manner . - = =

4.2 Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
(entfallt, da wegen fehlender Dienstherrenfahigkeit keine Beamten ausgebildet/eingestellt werden kénnen)
4.3 Schulverband Ratzeburg

(entfallt, da wegen fehlender Dienstherrenféhigkeit keine Beamten ausgebildet/eingestellt werden kénnen)



5.

5.1

Entwicklungsschatzun

Stadt Ratzeburg

Schiatzung der personellen Veranderungen

Zeitraum : 01.01.2016 bis 31.12.2019

(Stand: Jan. 2016)

2016

2017

Frauen

Manner

Frauen

Manner

2018

2019

Frauen

Manner

Frauen | Manner

a) Altersbedingte Abgange
(Pensionare/Rentner)

2

1

2

b) Beférderungen/Hohergrupp.

c) Abbau von Stellen

1
]
1
[}
I
|
1
1
]
H
I
1
1
]
1
i
1
1
1
1
]
i

5.2 Ratzeburger

Wirtschaftsbetriebe

2016

2017

Frauen

Manner

Frauen |

Manner

Frauen

a) Altersbedingte Abgénge
(Pensionare/Rentner)

1

2

b) Beférderungen/Hbhergrupp.

c) Abbau von Stellen

1
i
1
1
1
1
1
1
H
1
1
[
1
1
1
L
1
]
]
i
1
H

5.3 Schulverband Ratzeburg

2016

" Frauen

Manner

Frauen

2019

Frauen

a) Altersbedingte Abgange
(Pensiondre/Rentner)

1

b) Beférderungen/Hohergrupp.

c) Abbau von Stellen




6.

6.1

Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen (einschl. EDV-Schulungen)

(Ziff. 11.3 Frauenforderplan zu § 10 Abs. 1 GstG)

Zeitraum : 01.01.2012 bis 31.12.2015

Stadt Ratzeburg
2012 Anzahl Anteil 2013 Anzahl Anteil 2014 Anzahl Anteil 2015 Anzahl Anteil
Gesamt 57 100% Gesamt 37 100% Gesamt 51 100% Gesamt 60 100%
__Frauen | 40 | _70% | Frauen | 30 | 81% | Frauen | 26 | 51% | Frauen | 45 | 5% __
Manner 17 30% Méanner 7 19% Manner 25 49% Méanner 15 25%
6.2 Ratzeburger Wirtschaftsbetriebe
2012 Anzahl Anteil 2013 Anzahl Anteil 2014 Anzahl Anteil 2015 Anzahl Anteil
Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 4 100%
__Frauen | | 0 [..0% _Frauen_ 0. 0% Frauen 0. 0% Frauen | 4 . 100% __
Manner 0 0% Méanner 0 0% Méanner 0 0% Manner 0 0%
6.3 Schulverband Ratzeburg
2012 Anzahl Anteil 2013 Anzahl Anteil 2014 Anzahl Anteil 2015 Anzahl Anteil
Gesamt 0 100% Gesamt 0 100% Gesamt 2 100% Gesamt 1 100%
__Frauen | 0O 0% ]| Frauen | 0 0% Frauen | 2 | 100% { Frauen | 0 1. 0% .
Manner 0 0% Méanner 0 0% Manner 0 0% Méanner 1 100%
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 10.02.2016

SR/BeVoSr/297/2016
Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und 22.02.2016 O
Umweltausschuss
Hauptausschuss 07.03.2016 @)
Stadtvertretung 21.03.2016 @)
Verfasser: Wolf FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Wohngebiet "Barkenkamp zwei", 3. Bauabschnitt,
ErschlieBung - 3. Anderung/ Ergdnzung des
ErschlielBungsvertrages

Zielsetzung: Abschluss der ErschlieBung des Wohngebietes
»Barkenkamp Zwei* durch den 3. Bauabschnitt

Beschlussvorschlag: Der 3. Anderung/ Erganzung zum
ErschlielBungsvertrag zum Bebauungsplan Nr. 52.111,
»Wohngebiet Barkenkamp zwei" zwischen der Stadt
Ratzeburg und der Nord-direkt GmbH zum wird
zugestimmt.

Blrgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Michael Wolf am 08.02.2016
Birgermeister Vol3 am 10.02.2016

Sachverhalt:

Gemal den Regelungen des am 12. April 2007 geschlossenen
ErschlieBungsvertrages zum Bebauungsplan Nr. 52.111 ,Wohngebiet Barkenkamp
zwei* und den sich daraus ergebenden zeitlichen Folgen waren zwei Bauabschnitte
mit den Unterabschnitten 1.1 und 1.2 sowie 2.1 bis 2.5 vorgesehen. Der 1.
Bauabschnitt wurde zusammenhangend im Jahr 2007 / Endausbau 2011 realisiert.
Die Ubergabe an die Stadt hat stattgefunden.

Abweichend zum seinerzeitigen Erschliel3ungsvertrag wurde dann ein 2.
Bauabschnitt, bestehend aus der Teilflache von 2.1 und der Flache von 2.2 realisiert.



Seite 2 von 2 zur Vorlage vom 26.02.16

Dies wurde 2012 in der 2. Anderung/ Erganzung des ErschlieRungsvertrages
vereinbart. Die Fertigstellung des 2. BA konnte im Herbst 2015 vollzogen werden.

Die noch nicht erschlossene Bauflache soll nun als 3. und letzter Bauabschnitt
erschlossen werden. Der Ubersichtsplan Bauabschnitte fiir den 3. BA ist als Anlage
des Vertrages beigefiigt. Um einen fir alle Seiten méglichst reibungslosen Ablauf
gewahrleisten zu kdnnen, soll gemaf Planung mit dem 3. Bauabschnitt ab Mérz
2016 begonnen werden. Da die Vertragsparteien sich dartiber einig sind, so zu
verfahren, soll der Vertrag entsprechend geandert werden.

Finanzielle Auswirkungen:
Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine.

Anlagenverzeichnis:
- Vertragsentwurf
- Ubersichtslageplan Bauabschnitte
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3. Anderung/ Erganzung zum ErschlieRungsvertrag zum Bebauungsplan Nr. 52.111,
~Wohngebiet Barkenkamp zwei"

1. Ausfertigung

3. Anderung/ Erganzung zum ErschlieBungsvertraq

Die Stadt Ratzeburg (nachfolgend Stadt genannt)

vertreten durch den Herrn Blrgermeister Rainer Voss,

und

die NORD-direkt GmbH, Bismarckstraf3e 67-69, 24534 Neumdinster (nachfolgend
ErschlieBungstragerin genannt)
vertreten durch den Geschéftsfiihrer Herrn Jirgen Schwarz

und den Prokuristen Herrn Gerd Hudemann

schlieen folgenden Vertrag:

Praambel:

Gemal den Regelungen des am 12. April 2007 geschlossenen Erschlie3ungsvertrages
zum Bebauungsplan Nr. 52.111 ,Wohngebiet Barkenkamp zwei“ in Verbindung mit der 2.
Anderung/Erganzung zum ErschlieBungsvertrag vom 06.11.2012 ist der 2. Bauabschnitt
im Jahr 2013 / Endausbau 2015 realisiert worden. Die Ubergabe an die Stadt hat

stattgefunden.

Auf Grund der Nachfrage an Baugrundsticken soll nunmehr der 3. Bauabschnitt
umgesetzt werden. Der Ubersichtsplan der Bauabschnitte ist als Anlage 1 dieses

Vertrages beigefigt.

Um einen fur alle Seiten moglichst reibungslosen Ablauf gewahrleisten zu kénnen, soll
gemalf Planung mit dem 3. Bauabschnitt ab Mitte M&rz 2016 begonnen werden. Da die
Vertragsparteien sich dariber einig sind, so zu verfahren, wird der Vertrag wie folgt
erganzt:

Seite 1 von 3




3. Anderung/ Erganzung zum ErschlieRungsvertrag zum Bebauungsplan Nr. 52.111,
~Wohngebiet Barkenkamp zwei"

§1

Fertigstellung der Anlagen

1. Die ErschlielRungstragerin verpflichtet sich, den 3. Bauabschnitt (1. Baustufe) innerhalb
von 12 Monaten nach Wirksamkeit dieser 3. Anderung/ Erganzung auszufithren und die
endgultige Herstellung der Oberflachen (Endausbau) spéatestens nach 4 Jahren nach

Abnahme der 1. Baustufe fertig zu stellen.

2. Die Umsetzung des Grinordnungsplanes auf den westlichen Flachen fiur Malinahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft innerhalb
des B-Plan-Gebietes erfolgt nach Fertigstellung der 1. Baustufe des 3. Bauabschnitts fiir
die Flachen, die im Bebauungsplan mit A3 und A5 bezeichnet sind; von der Umsetzung
ausgenommen bleiben hier die Flachen unmittelbar entlang des Wanderweges, im
Bebauungsplan mit Grinflache G4 bezeichnet, in einer Breite von ca. 10 m. Zudem
werden die Anpflanzungen in der Griinflache G4 entlang des fertiggestellten
Wanderweges des 2. Bauabschnittes, beginnend im Anschluss an die vorhandene
Anpflanzung des 1. Bauabschnittes durchgeflihrt. Diese gartnerischen Pflanzarbeiten sind
bis zum 30.06.2017 abzuschliel3en.

3. Die gesamte endgiltige Realisierung des Grinordnungsplanes im offentlichen Bereich

des B-Planes erfolgt zeitnah nach Fertigstellung des Endausbaues gemaf Absatz 1.

§2

Sicherheitsleistungen
Der 8§ 11 Abs. 1, Satz 3 des ErschlieBungsvertrag erhalt folgenden Wortlaut:

Fur den 3. Bauabschnitt wird eine Biirgschaftsurkunde in Hohe von 1.500 TEuro nach
Wirksamwerden dieses Vertrages innerhalb von 14 Tagen vorgelegt.

§3

Ausfertigungen/ Wirksamwerden

Der Vertrag ist dreifach ausgefertigt.

Seite 2 von 3



3. Anderung/ Erganzung zum ErschlieRungsvertrag zum Bebauungsplan Nr. 52.111,
~Wohngebiet Barkenkamp zwei"

Die Stadt erhalt zwei Ausfertigungen, die ErschlieRungstragerin eine Ausfertigung. Die

Vertrags&nderung wird nach Zustimmung durch die Stadtvertretung wirksam.

Ratzeburg, ......cccooceviiiiiiiiiins NeumuUNSEer, ...ccoovvviiiiieiei e

Siegel

Stadt Ratzeburg NORD-direkt GmbH

Seite 3von 3
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 10.02.2016

SR/BeVo0Sr/298/2016
Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und 22.02.2016 O
Umweltausschuss
Hauptausschuss 07.03.2016 @)
Stadtvertretung 21.03.2016 @)
Verfasser: Herr Wolf FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Satzung tber die Verlangerung der Veranderungssperre
nach 8§ 14 BauGB flur das Gebiet des aufgestellten
Bebauungsplanes Nr. 79, Teilbereich Il (Nr. 79,11) "studliche
Fischerstral3e - westlich Stadtsee, ndrdlich Kiichensee"

Zielsetzung: Sicherung der Planung fir den kunftigen Planbereich

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung beschliel3t die der Originalvorlage anliegende Satzung tber
die Verlangerung der Veranderungssperre gemalR § 14 BauGB fir das Gebiet
»sudliche Fischerstralie - westlich Stadtsee, nérdlich Kiichensee" fur den in
Aufstellung befindlichen gebietsgleichen Bebauungsplan Nr. 79, Teilbereich Il
(Nr. 79,11) "sudliche Fischerstral3e - westlich Stadtsee, nérdlich Kiichensee" (8§
16 Abs. 1 BauGB). Die Verwaltung wird beauftragt, die Verlangerung der
Veranderungssperre ortsublich bekannt zu machen (8 16 Abs. 2 BauGB).

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Michael Wolf am 08.02.2016
Burgermeister Vo3 am 10.02.2016

Sachverhalt:

Im Bereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 79, Teilbereich II
(Nr. 79,11) "stdliche Fischerstral3e - westlich Stadtsee, nordlich Kiichensee" befinden
sich offentliche und private Grunflachen sowie ein privates Wohnhaus. Im Stiden des
Gebietes befindet sich das sanierungsbedurftige Schwimmbad ,Aqua Siwa“ mit den
dazugehdrigen offentlichen Stellplatzbereichen und 6ffentlichen
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Wohnmobilstellplatzen. Das o6ffentliche Strandbad bildet ein weiteres Element in
diesem stadtebaulich so diffusen Stadtbereich.

Zur Sicherung der Planung fur den kunftigen Planbereich wurde 2014 eine
Veranderungssperre nach den 88 14 und 16 BauGB erlassen. Diese galt zun&chst
fur zwei Jahre. Die Stadt kann die Veranderungssperre um ein Jahr verlangern (8 17
BauGB).

Ein in Aufstellung befindlicher Bebauungsplanes kann somit ,geschiitzt“ werden, so
dass Baugesuche, die den stadtebaulichen Zielen einer Neuordnung des Gebietes
entgegenstehen, zurtickgestellt werden kénnen. Zu einem solchen Fall kam es 2014.
Fur ein Grundstick im Plangebiet war ein Antrag auf einen Bauvorbescheid gestellt
worden. Das beantragte Vorhaben wird inhaltlich aller Voraussicht nach nicht mit den
zukUnftigen Planungszielen vereinbar sein. Angestrebte Planungsziele fur das Gebiet
des Bebauungsplanes Nr. 79, Teilbereich 1l (Nr. 79,Il) "sudliche Fischerstral3e -
westlich Stadtsee, nérdlich Kiichensee" sind: Erhalt, Erneuerung, Ausbau und
Neuschaffung von o6ffentlichen Infrastruktureinrichtungen.

Das Gebiet liegt im Untersuchungsgebiet der derzeit stattfindenden vorbereitenden
Untersuchungen nach 8§ 141 BauGB.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfiihrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine.

Anlagenverzeichnis:
- Entwurf der Satzung tber die Verlangerung der Veranderungssperre




SATZUNG

Satzung Uber die Verlangerung der Geltungsdauer der bestehenden Veranderungssperre
der Stadt Ratzeburg gemanR 8§ 14 BauGB fir das Gebiet ,sudliche Fischerstral3e - westlich
Stadtsee, nordlich Kiichensee* fiir den in Aufstellung befindlichen gebietsgleichen
Bebauungsplan Nr. 79, Teilbereich Il (Nr. 79,11) "slidliche FischerstralRe - westlich Stadtsee,
nordlich Kiichensee"

Die Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg hat am 17.03.2014 auf der Grundlage des
Baugesetzbuches (BauGB), in zuletzt gednderter Fassung, fur das Gebiet ,stdliche
Fischerstral3e - westlich Stadtsee, nérdlich Klichensee* den Aufstellungsbeschluss fir den
Bebauungsplan Nr. 79, Teilbereich Il (Nr. 79,11) "sudliche Fischerstral3e - westlich Stadtsee,
nordlich Kiichensee" gefasst. Zur Sicherung dieser Planung wurde aufgrund der 88 14 und
16 BauGB in Verbindung mit dem 8§ 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein, in
zuletzt geanderter Fassung, nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom
17.03.2014 die Satzung Uber die Veranderungssperre gem. § 14 BauGB fiir das Gebiet des
in Aufstellung befindlichen gebietsgleichen Bebauungsplanes Nr. 79, Teilbereich 1l (Nr. 79,1I)
"sudliche FischerstralRe - westlich Stadtsee, nordlich Kiichensee" erlassen. Nach der
amtlichen Bekanntmachung am 29.03.2014 trat diese am 30.03.2014 in Kraft. Nach § 17
Abs. 1 BauGB tritt die Veranderungssperre nach Ablauf von zwei Jahren aulRer Kraft. Die
Gemeinde hat nach dieser Vorschrift jedoch die Mdglichkeit, die Zweijahresfrist Uber die
Geltungsdauer aus sachlichen Griinden um ein Jahr zu verléangern. Zur weiteren Sicherung
der Planung fur den dortigen Planbereich (Fortfuhrung der schwierigen Planungsarbeiten)
soll die Veranderungssperre daher um ein Jahr verlangert werden. Deshalb wird nach
Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom --.--.2016 die Satzung Uber die
Verlangerung der Veranderungssperre gemai 8 17 Abs. 1 BauGB erlassen.

§1

(1) Zur weiteren Sicherung der Planung im Bereich des kiinftigen Bebauungsplanes im
Sinne der 88 8 ff. des Baugesetzbuches fir das in Abs. 2 bezeichnete Gebiet wird die
Geltungsdauer der bestehenden Veranderungssperre um ein Jahr verlangert.

3] Das durch die Veranderungssperre betroffene Gebiet ,sudlich Schweriner Stral3e,
westlich der Stadtgrenze” ist in der dieser Satzung beigefiligten Plankarte durch
entsprechende Umrandung gekennzeichnet. Die Plankarte ist Bestandteil dieser
Satzung.

§2
Im Gebiet der Verdnderungssperre gemald § 14 BauGB diirfen

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden;

b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verdnderungen von Grundsticken und
baulichen Anlagen, deren Veranderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.



§3

Diese Satzung tritt mit Wirksamwerden der Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt aul3er Kraft,
sobald und soweit die zu sichernde Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist,
spatestens jedoch nach Ablauf von einem Jahr. Wenn besondere Umstande es erfordern,
kann die Stadt Ratzeburg nach 8§ 17 Abs. 2 BauGB die Frist bis zu einem weiteren Jahr
nochmals verlangern.

Ratzeburg,

Stadt Ratzeburg
Siegel

Birgermeister



100

Verdnderungssperre zum
Bebauungsplan Nr. 79
Teilbereich Il (Nr. 79.11)
"siidlich SeestraBe, westlich Stadtsee,
nérdlich Kiichensee”

Stadtsee
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 11.02.2016

SR/BeVoSr/293/2015
Gremium Datum Behandlung
Ausschuss fur Wirtschaft, Tourismus | 01.03.2016 O
und Stadtmarketing
Hauptausschuss 07.03.2016 @)
Stadtvertretung 21.03.2016 @)
Verfasser: FB/Aktenzeichen: 8 / Str.Rein

1. Anderung der Satzung der Stadt Ratzeburg tber die
Stral3enreinigung

Zielsetzung:

Anpassung der Rechte und Pflichten fur die Stral3enreinigung und den Winterdienst
fur neue Baugebiete in der Stadt Ratzeburg.

Beschlussvorschlag: Der AWTS empfiehlt:

»Die Stadtvertretung beschliel3t, die der Beschlussvorlage als Anlage
beigefiigte 1. Anderung der Satzung Uiber die StraRenreinigung in der Stadt
Ratzeburg als Satzung zu erlassen. Die beigefligte Anlage ist Bestandteil
dieses Beschlusses.*

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Gerhard Thuns am 08.02.2016
BlUrgermeister Vo3 am 10.02.2016

Sachverhalt:

Mit der Anderungssatzung werden in der Anlage zu 8§ 2 Abs. 2 die 6ffentlichen
Stral3en, Wege und Platze aufgefuhrt, in denen auch fur Teilsticke dieser Flachen
die Reinigungspflicht, nicht nur fir die Gehwege sondern auch fir die Halfte der
Fahrbahnen, den Eigentimern der anliegenden Grundstiicke auferlegt wurde. Diese
Anlage ist regelmaliig fortzuschreiben, um z.B. -wie im vorliegenden Fall- in den
Neubaugebieten die Grundstlicke zu erfassen, bei den an bestimmten anliegenden
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offentlichen Stral3en- und Wegeteilen keine Reinigung und kein Winterdienst durch
die Stadt Ratzeburg erfolgt.

Aktuell waren bei der jetzt anstehenden Anderung nur Einzel-Grundstiicke im
Neubaugebiet Barkenkamp Il (in der Mozartstral3e, in der Bachstral3e, in der
Wagnerstralde, in der Handelstral3e und am Haydnplatz) und 2 Grundstlicke ,Am
Kaninchenberg", die am o6ffentlichen Verbindungsweg zur B 208 und am
sudwestlichen ,Anhangsel“ der Stral3e liegen und bisher nicht eindeutig beschrieben
waren, betroffen. Zusatzlich wurde das Grundstlick Schonberger Str. 10 Stidseite
aufgenommen, da es an einem 6&ffentlichen Schulweg liegt.

Finanzielle Auswirkungen:

Fur den stadtischen Haushalt entstehen keine Auswirkungen. Aufwand und Ertrag im
Wirtschaftsplan sind neutral, da es sich bei der Stral3enreinigung um eine
kostenrechnende Einrichtung handelt, die sich Gber Gebuhren finanziert. Mit der
Satzungsénderung hatte allenfalls der stadtische Bauhof einen gréf3eren Reinigungs-
und Winterdienstaufwand, den nunmehr die von der Satzungsanderung betroffenen
privaten Grundsttickseigentimer hinzunehmen haben.

Anlagenverzeichnis: Entwurf der 1. Anderungssatzung

mitgezeichnet haben: entfallt.
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1. Anderung der Satzung uber die StraRenreinigung in der Stadt Ratzeburg
vom

Aufgrund des 8 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein (GO), des 88 45 und 56
Stral3en- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) und der 88 1 und 6 des
Kommunalen Abgabengesetzes des Landes Schleswig (KAG) in der jeweils geltenden
Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom folgende
Satzung erlassen:

Artikel |

Das Verzeichnis der StraRen nach 8 2 Abs. 2 der Satzung Uber die Stral3enreinigung in der
Stadt Ratzeburg erhalt folgende Fassung:

Artikel [l

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Ratzeburg,

Stadt Ratzeburg
Der Birgermeister Siegel

(VoR)
Blrgermeister



Anlage

zu § 2 Abs. 2 der Satzung uUber die StraBenreiniqgung in der Stadt Ratzeburg

Fur die nachstehend aufgefiihrten Strafen bzw. Stralenbereiche wird die Reinigungspflicht,
auch fur die Halfte der Fahrbahnen, den Eigentimern der anliegenden Grundstiicke
auferlegt:

StralRe/StralRenbereich betroffene Grundstiicke

Alter Postweg Nr. 11 und Am Giterbahnhof 4 (Umspannwerk)

Am Graben alle

Am Giterbahnhof alle

Am Hang alle

Am Kaninchenberg Nrn. 1 und 3 jew. Nordseite, Nr. 5 (Stdseite), Nrn. 7, 9, 11,
13, 15, 16, 17 und 18, 14 Sidseite und 19 Westseite

Am Muhlengraben ab Nr. 21, Nr. 24 tlw., ab Nr. 26

Am Steindamm alle auf3er Nr. 15 nérdlich zur Sedanwiese und Nrn. 1-5
Ostlich zur Sedanwiese

Am Stockhaus alle

Amtsstieg alle

An der Bahn alle

Ansverusweg Nrn. 29 Westseite (35 m), 31 Nordseite (3 m), 33
Ostseite (5 m) und 35 Ostseite (30 m)

Auf der Amtskoppel alle

BachstraRe Nrn. 6 und 8 jew. am Verbindungsweg, Nr. 20 Westseite

Baker Weg Nr. 41 tlw. und ab Nr. 43

Beethovenstrale Nrn. 5, 7, 8 und 10 jew. am wassergeb.Verbindungsweg

Bergbuschschlag alle

Brahmsallee Nr. 1 tlw. am wassergeb.Verbindungsweg zur
Schumannstral3e

Braunsberger Stral3e Nr. 5 Sudwestseite, Nrn. 6, 7, 8, 9, Nr. 12 Nordwestseite,

Nrn. 13, 14, 15, 16, 16a, 17, 18, 19, 20, Nr. 22 Sitdwestseite
tiw. (Stichweg)

Carlower Weg alle

Dechower Weg Nrn. 3 und 4 jew. Ostseite, Nrn. 5, 6 und 7, Nrn. 8 und 9 jew.
Westseite teilw. (Stichweg)

Dr. Alfred-Block-Allee alle

Dutzower Weg alle

Emil-von-Behring-Weg Nrn. 4a bis 4e, Nr. 6 Sudwestseite, Nr. 8a Nordostseite, Nrn.
10 und 12

Eupener StralRe Nr. 6 Nord- und Ostseite,

Nr. 4 Nord- und Westseite — Stichweg
Bahnhofsallee Nrn. 23a und 23 jew. Sidseite

Farchauer Weg Alle, betrifft jedoch nur die reine Wegereinigung.

Hinweis: Dieser Weg ist nach neuester Rechtsprechung (OVG NRW
3.12.2012 9 A 193/10) als reiner Spazierweg einzustufen, der ohne
weitere Verkehrsbedeutung in den AuRenbereich der Stadt
Ratzeburg fiihrt. Fir derartige Falle wéare eine satzungsmaBige

2



Stral3e/Strallenbereich

betroffene Grundstiicke

Ubertragung der Winterdienstverpflichtungen unverhaltnismaRig
und deshalb unzulassig.

Ferdinand-Sauerbruch-Weg

Nr. 1 (Nordseite), Nr. 1a, 2a, 3, 4,5, 6,7, 8,9, 10, 10a, 11,
12,13,15,17 und 19

Forellenweg alle
Finfhausen alle
Gadebuscher Weg Nr. 8 Sudseite, Nr. 9 Nordwestseite tlw. (Stichweg), Nrn. 10,

11, 12 und 13

Giesensdorfer Weg

alle

HandelstralRe

Nrn. 3, 5, 35, 37 jew.tlw.am wassergeb.Verbindungsweg,
Nr. 35 Nordseite tlw.

Haydnplatz Nr. 4 Nordseite, Nr. 5 Sudseite

Hasselholt Nr. 3 Nordseite tiw. (6 Meter von HNr. 5 Richtung
Osten), Nr. 5, Nr. 6 Stidseite, Nrn. 7 und 8, Nr. 9
Nordseite, Nrn. 10 und 12, Nr. 19 tlw. (4 Meter von
Hausnrn. 21 Richtung Norden), Nrn. 21, 23, 33, 35 und
41

Hufeisen alle

Lassahner Weg

Nr. 6 Westseite tlw., Nr. 7 Nordseite tlw., Nrn. 8, 9, 10 und
11, Nr. 12 Ost- und Westseite, Stidseite tlw.

Marie-Curie-Weg Alle

Hinweis: Nr. 29 Ostseite
Mariengang alle
Marienstral3e alle

Mecklenburger Stral3e

Nr. 69-79 Ostseite, Nr. 130, Dechower Weg 2 Westseite

Mollner Stralle:

Verbindungsweg Mdliner Stral3e/Bergstral3e

Molzahner Weg Nr. 6 tlw. (6 Meter von HNr. 8 Richtung Westen), Nrn. 8, 10,
12, Nr. 14 Sudseite
Mozartstral3e Nr. 11 Sudseite, Nr. 12 Stdseite, Nr. 13 Nordseite, Nr. 14

Nordseite

Oelmannsallee

Nrn. 9, 10, 11, 13 und 13a

Otto-Garber-Strale

Nrn. 2 und 4, Nr. 6 tlw. (11 Meter von HNr. 4 in Richtung
Nordwesten), Siemensstral3e 24 Nordostseite

Rehnaer Weg

Nr. 24 Nordseite, Nr. 26, Nr. 28 Nord- und Stdseite, Nrn. 30
und 32, Nr. 34 Nord- und Sidseite, Nrn. 36 und 38

Robert-Koch-Weg

Nr. 5 Ostseite, 5aund 5 b

Rotdornweg

Nr. 18 Nordseite tlw. (21 Meter vom Feld in Richtung
Westen), Nr. 23 Sudseite

Rudolf-Virchow-Weg

alle

Schattiner Weg

alle

Schonberger Stral3e

Nrn. 2 und 4, Nr. 6 Nordseite, Nr. 16 Ostseite, Nr. 18,
Nrn. 37 und 39 sowie Nr. 12 Nord- u. Westseite, 14
Westseite, 16 West-(ca. 6,5 m am Carlower Weg) u.
Ostseite und 18 Ostseite, Nr. 10 Sudseite

SchumannstraRe Nrn. 1 und 3 jew. tiw.am wassergeb.Verbindungsweg

Seedorfer Stral3e Nrn. 45, 47 und 49

Seekenkamp Nrn. 19, 21, 23, 25, 25a und 27, Nr. 29 tlw. (14 Meter von
HNr. 27 Richtung Norden)

Seminarweg alle

Stivkamp Nrn. 1 und 2 jeweils Nordseite, Nr. 3 Ostseite, Nr. 4

Westseite, Nr. 5 Sudseite, Nr. 6 Nord- und Sidseite,
Nrn. 8 und 10, Nr. 11 tlw. (Grenze zum Flursstick

3




Stral3e/Strallenbereich

betroffene Grundstiicke

19/18), Nr. 12, Nr. 14 Sudseite, Nr. 16 tlw. (Grenze zum
Flurstiick 19/18), Nr. 18

Tarnowweg

Nrn. 36, 40, 44 und 48 jew. Westseite, Nrn. 1-5 und 7-9
jeweils Ostseite

Thurower Weg alle

Wagnerstrale Nr. 7 Stidseite, Nr. 9 Nordseite tlw., Nr. 23 Nordseite
Waldesruher Weg alle

Wedenberg alle

WeilRdornweg Nr. 10 tiw. (11 Meter von HNr. 12 Richtung Westen), Nr. 12,

Nr. 14 Sidseite
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 26.02.2016

SR/BeVoSr/308/2016
Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 07.03.2016 O
Verfasser: FB/Aktenzeichen:

Bedarf an Buroflachen fir die Stadtverwaltung, Anmietung
auf der Stadtinsel

Zielsetzung:

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschliel3t, auRerplanméafig Kosten fur die Anmietung
von Buroraumen in Héhe von 15.000 € p.a. bereitzustellen.

Blrgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 26.02.2016
Birgermeister Vol3 am 26.02.2016

Sachverhalt:

Nachdem es vor einigen Jahren gelungen war, auf alle angemieteten Blrordume zu
verzichten, im Rathaus alle Ressourcen auszunutzen und damit erhebliche
Einsparungen zu erzielen, missen jetzt wieder Burordume zusatzlich angemietet
werden, weil der Bedarf durch Personalaufstockungen im Bereich Soziales,
Offentliche Sicherheit, Finanzen, Fachbereichsleitungen nicht mehr gedeckt werden
kann. Einzelne Mitarbeiterinnen sitzen in Raumen, die nur provisorisch als
BlUroraume genutzt werden sollen.

Es geht um die Erweiterung um 6-8 Raume einschliel3lich Reserve, barrierefrei zu
erreichen und zu nutzen. Innerhalb der Verwaltung findet mit allen Beteiligten und
dem Personalrat z.Z.t eine Abstimmung dartber statt, welche, mdglichst von
wenigen Besuchern nachgefragten und zusammenhangenden Abteilungen
ausziehen konnten. Da Mittel fur die Anmietung nicht zur Verfiigung stehen, wird um
aulRerplanméaRige Bereitstellung von Mitteln fur die Anmietung gebeten.
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Es ist mit Kosten von rd. 1.200 €/mtl. einschl. Nebenkosten zu rechnen, es geht also
um die Bereitstellung von Anmietungsmitteln in Hohe von rd. 15.000 €. Die Deckung
erfolgt durch Einsparung bei veranschlagten Personalkosten, die anteilig im 1.
Halbjahr 2016 wegen fehlender Besetzung noch nicht ausgegeben werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagenverzeichnis:

mitgezeichnet haben:
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	beantragt_für_fördergebiet[0]: Stadt Ratzeburg & Amt Lauenburgische Seen
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	sonst_kommunale_Behörde[0]: 1
	Textfeld[0]: Die Stadt Ratzeburg plant zusammen mit dem umliegenden Amt Lauenburgische Seen eine gemeinsame Antragsstellung. Ratzburg ist für den Amtsbereich Lauenburgische Seen das versorgende Unterzentrum mit Teilfunktion eines Mittelzentrums. Beide sind in vielerlei Hinsicht miteinander verwoben, sei es im gemeinsamen Schulverband oder in Städtebauförderprojekten. Zudem hat die Amtsverwaltung hat ihren Sitz in Ratzeburg. Die Bürgerinnen und Bürger der umliegenden dörflichen Gemeinden nutzen die städtischen Daseinsvorsorgeeinrichtungen und im besonderen Maße auch die kulturellen Einrichtungen der Stadt. Ebenso ist mit dem Jugendbeirat der Stadt Ratzeburg ein Gremium geschaffen worden, dass auch Jugendlichen aus den Umlandgemeinden offen steht.



	Textfeld[1]: Die beteiligten Gebietskörperschaften haben sich selbst bislang noch nicht an themenbezogenen Bundesförderprogrammen  beteiligt. Es haben allerdings einige der sozialen Institutionen oder Bildungseinrichtungen vor Ort wie das Diakonische Werk Herzogtum Lauenburg oder die Volkshochschule Ratzeburg auf Projektebene an Bundesförderprogrammen partizipiert, so über die Lokalen Aktionplan des Kreises Herzogtum Lauenburg in den Jahren 2010 - 2014 oder über den Kinder und Jugendplan des Bundes. 

	Seite3[0]: 
	Dokumentennr\: 
	[0]: 

	Textfeld[0]: Der Raum Ratzeburg hat in den Jahren 2008 - 2012 eine intensive Auseinandersetzung mit einer rechtsextremen Struktur führen müssen, in deren Zuge eine sehr aktive Zivilgesellschaft erwachsen ist. Eine Gruppe, die sich als "Nationale Offensive Herzogtum Lauenburg" bezeichnete, hatte den Versuch unternommen mit Unterstützung aus der rechtsextremen Szene des benachbarten Mecklenburg-Vorpommern, eine feste Kameradschaft zu etablieren und den öffentlichen Raum zu besetzten. Dem stellte sich von Beginn an eine zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit entgegen, engagierte Bürgerinnen und Bürger, die sich unter der Bezeichnung "Ratzeburger Bündnis" zusammen mit dem Bürgermeister und der Pröpstin intensiv mit Rechtsextremismus im allgemeinen und dem Wirken der rechtsextremen Gruppe vor Ort beschäftigten. Im Zuge diese Auseinandersetzung sind eine Vielzahl von Projekten gestartet worden, Informationsveranstaltungen, Demokratieprojekte für junge Menschen oder die bis heute wirkende Regionalkonferenz Rechtsextremismus, ein regelmäßiges Treffen von engagierten Akteuren, von beiden Seiten der Landesgrenze Schleswig-Holstein und Mecklenburg- Vorpommern. Zudem wurden die Rechtsextremen vor Ort in den öffentlichen Aktionsräumen immer wieder gestellt, so dass sie sich, nach einer Phase aggressiverund gewalttätiger Gegenwehr zunehmend zurückzogen und schließlich auflösten. Allerdings blieben zahlreiche Protagonisten vor Ort wohnhaft und halten weiterhin Kontakt in die rechtsextreme Szene. In den Folgejahren bis 2016 rückten überdies weitere junge Männer nach, die gera de auch in einem sich personell umbrechenden NPD-Kreisverband  Kaderfunktionen übernehmen haben. 

Aktuell ist zu beobachten, dass zunehmend das Thema "Flüchtlinge" in diesen Kreisen besetzt wird und merkbar ein gesellschaftlicher Keil durch Propagandaaktionen getrieben werden soll. Hierfür werden insbesondere Beziehungsstrukturen nach Mecklenburg-Vorpommern genutzt, so unter anderem ins Grevesmühlener "Thinghaus", und Aktionsformen von dort übernommen. Die Wirkung dieser Aktionen ist noch gering, allerdings ist die kontroverse Diskussion zum Thema "Flüchtlinge" auch in der bürgerlichen Mitte von Stadt und Umland vernehmbar und wird zunehmend durch rechtspopulistische Positionen aufgeladen, so dass Anknüpfungspunkte für die rechtsextreme Szene hier durchaus gegeben scheinen. Die demokratischen Strukturen werden dabei zunehmend rechtspopulistisch oder rechtsextremistisch hinterfragt, Positionen, die absehbar auch bei den nächsten Kommunalwahlen zum Tragen kommen werden. Um diesen Tendenzen wirksam entgegen zu treten und eine Ausbreitung rechtspopulistischer oder rechtsextremer Haltungen zu verhindern, möchten die Stadt Ratzeburg zusammen mit dem Amt Lauenburgische Seen frühzeitig tätig werden.  

Neben der direkten Auseinandersetzung mit rechtsextremer und rechtspopulistischer Propaganda oder Aktionsformen wird dabei eine entscheidend sein, das die Integration von geflüchteten Menschen in den Gemeinden gelingt und als positive Bereicherung wahrgenommen wird, um in der Bevölkerung das Verfangen von geschürten Angstszenarien und die damit verbundene Empfänglichkeit für "einfache, rechte Lösungen" gar nicht erst entstehen zu lassen.



	Seite4[0]: 
	Textfeld[0]: Die Stadt Ratzeburg hat in den vergangenen Jahren vielfältige Erfahrungen mit Aktionsformen gegen Rechtsextremismus sammeln und erfolgreich praktizieren können, gerade im Rahmen Arbeit mit dem Bürgernetzwerk "Ratzeburger Bündnis". So wurden zu Beginn der oben beschriebenen Auseinandersetzung zahlreiche Informationsveranstaltungen organisiert, um gerade auch der bürgerlichen Mitte das Erkennen von rechstextremen Strukturen zu ermöglichen und für rechtsextreme Aktionsformen und Strategien zu sensibilisieren. Zudem wurden öffentliche Aktionen, wie Kundgebungen, Demonstrationsteilnahmen oder Plakataktionen initiiert. 

Ein weiterer Schwerpunkt lag zudem auf demokratiestärkende Jugendprojekte, gerade auch in Kooperation mit den örtlichen Jugendeinrichtungen, Schulen und Bildungseinrichtungen wie der VHS. Ein Beispiel dieser Arbeit sind die "Demokratiescouts", junge Menschen aus der Region, die sich im Rahmen von wiederkehrenden Projekten intensiv mit Demokratie und Diktatur vor Ort auseinandersetzen und aus denen heraus sich 2014 auch die Einrichtung eines städtischen Jugendbeirates entwickelte. 

Ein wichtiger Baustein der Arbeit war auch die Etablierung eines Netzwerkes von aktiven Menschen und Institutionen in der Region, da sehr schnell deutlich wurde, dass die Bearbeitung von rechtsextremen Strukturen lokal nicht gelingen kann. Der Wirkungsraum dieser Strukturen ist grundsätzlich regional, orts-, kreis- und landesgrenzenübergreifend, so dass es Sinn macht, sich mit Akteuren in diesem Räumen zu vernetzten. Eine Form, die hierfür gefunden wurde, ist die Regionalkonferenz Rechtsextremismus. Akteure und Institutionen aus den Kreisen Herzogtum Lauenburg, Stormarn sowie die Hansestadt Lübeck treffen sich regelmäßig landesgrenzenübergreifend mit Akteuren und Institutionen aus den Landkreisen Nordwestmecklenburg, Ludwigslust und Schwerin, um sich gemeinsam über die Entwicklung der rechtsextremen Szene auszutauschen, die in diesem Gesamtraum wirksam ist. Rund 100 Personen beteiligen sich im Schnitt an den jetzt jährlich ausgerichteten Zusammenkünften. Die 8. Regionalkonferenz ist in diesem Jahr für den November terminiert. 

Die Vernetzung erstreckt sich zudem in das Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Schleswig-Holstein. Dort hat das Ratzeburger Bündnis einen festen Sitz. 

Vernetzung wird aber auch in Form von gegenseitiger Hilfestellung verstanden. So hat das Ratzeburg Bündnis aufgrund seiner eigenen Erfahrung umliegende Gemeinden beraten können, wenn dort rechtsextreme Aktionen angekündigt waren oder stattfanden, sei es eine Kundgebung, die Durchführung eines Konzertes oder eines Szeneevents unter "falscher Flagge". 

Die Kooperationsbeziehung zwischen dem zivilgesellschaftlichem Bündnis und der Stadt Ratzeburg sind nachhaltig etabliert. So liegt die Geschäftsführung des Bündnisses bis heute hauptamtlich im Fachbereich des Bürgermeisterstabes. 




	Seite5[0]: 
	Textfeld[0]: Wie oben beschrieben, verschieben sich aktuell die Anknüpfungspunkte rechtspopulistischen und  rechtsextremen Handelns zum Thema "Flüchtlinge" Es ist zu beobachten, dass hier eine gesellschaftliche Konfliktlinie aufgebaut werden soll, aus der dann politisches Kapitel geschlagen werden kann. Allerdings ist gerade in diesem Themenbereich auch die Zivilgesellschaft vor Ort sehr wach und rege. Es haben sich sowohl in der Stadt Ratzeburg als auch in umliegenden Gemeinden des Amtsbereichs Lauenburgische Seen ehrenamtliche Flüchtlingsinitiativen gebildet, die sich vorbildlich um die Aufnahme, die Betreuung  und die ersten Integrationsschritte der Neubürger bemühen. Aus diesen Gruppen gibt es teilweise auch Aktionen, die sich dem kritischen gesellschaftlichen Diskurses widmen, so in Form vereinzelter Informationsveranstaltungen. Eine stringente Positionierung, die sich insbesondere auch mit rechtspopulistischen Positionen auseinander setzt und Gegenpositionen bezieht, fehlt hingegen noch. 

Die Stadt Rateburg ist aktuell dabei, zusammen mit den zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteuren vor Ort eine kommunale Integrationsstrategie für und mit Geflüchteten zu entwickeln. Diese soll nach Möglichkeit auch eine deutlich politische Komponente auf der Projektebene erhalten, um sich genau der beschriebenen gesellschaftlichen Auseinandersetzung stellen zu können. An diesem strategischen Prozess sind sowohl die zivilgesellschaftlichen Akteure aus dem Ehrenamt der Flüchtlinghilfe von Ratzeburg und Umgebung, zivilgesellschaftliche Institutionen wie die Migrationssozialberatungseinrichtungen des Diakonischen Werkes, die Volkshochschule oder der örtliche Kinderschutzbund, die lokale Wirtschaft, staatliche Stellen, wie die Stadtverwaltung, die Arbeitsverwaltung oder die Schulen sowie auch Flüchtlinge beteiligt.

Ziel ist es, eine möglichst abgestimmte Strategie zu entwickeln, um geflüchteten Menschen einen möglichst chancenreichen Zugang in unsere Gesellschaft zu ermöglichen, mit Zugängen zur Sprache, zum Bildungssystem, zum Arbeitsmarkt und in gesellschaftliche Institutionen wie Vereinen. Dabei ist den beteiligten Akteuren bewusst, dass die Schaffung eines Klimas der Offenheit, der Vielfalt und des Respekts ein ganz wesentlicher Baustein ist, um rechtspopulistischen und rechtsextremen Tendenzen gerade in diesem Themenkomplex entgegenzuwirken. Gerade in der Qualität des Zusammenwirkens von zivilgesellschaftliches Engagement und staatlichen Handelns manifestiert sich die lebendige demokratische Kultur vor Ort und gibt ihre Visitenkarte. Und gerade das ehrenamtlichen Engagement im Bereich der Flüchtlingshilfe ist hier immer auch Ausdruck der breiten Anerkennung zentraler demokratischer Grundwerte. 

Wichtig bleibt dabei jedoch, diese Arbeit um politische Komponenten zu ergänzen. So gilt es, die Strategien von rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien, sich vor Ort über diese Thematik kommunalpolitisch verankern zu wollen, in den Fokus zu nehmen, den in der Flüchtlingshilfe Aktiven einen Schutz gegen Anfeindungen zu geben und Konzepte zu entwickeln, die es erlauben, die sich auftuenden, zentralen gesellschaftlichen Konfliktbereiche kritisch und differenziert zu bearbeiten. 

Für diesen  wichtigen Baustein der Integrationsstratgie in der Stadt Ratzeburg, aber auch der Flüchtlingsarbeit im ländlichen Umland, würden wir gerne die Möglichkeiten des Bundesprogramms "Partnerschaft für
Demokratie" in Anspruch nehmen. 



	Seite6[0]: 
	Textfeld[0]: Im geplanten Fördergebiet sind unterschiedliche Akteure in der Bearbeitung von Rechtsextremismus, Gewalt und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie im Feld der lokalen/ regionalen Demokratieentwicklung gemeinschaftlich aktiv:

Ratzeburger Bündnis: Bürgernetzwerk mit rund 100 Mitgliedern, dass sich je nach Sachlage mit dem Thema "Rechtsextremismus" in der Region befasst
Willkommenskultur in Ratzeburg: Bürgernetzwerk der ehrenamtlichen Flüchtlingshilfe mit rund 200 Mitgliedern
Stadt Ratzeburg: hauptamtlich geschäftsführend für das Ratzeburger Bündnis und die "Willkommenskultur Ratzeburg zuständig 
Jugendbeirat der Stadt Ratzeburg: demokratische Jugendvertretung in der Region
Kirchenkreis Lübeck-Lauenburg: Kooperationspartner des Ratzeburger Bündnis in der Arbeit gegen Rechtsextremismus
Diakonisches Werk Herzogtum Lauenburg: Migrationssozialberatung und hauptamtliche Flüchtlingshilfe in der Region
Volkshochschule Ratzeburg: Institution der politischen Bildung, Sprachvermittlung in der Flüchtlingsarbeit in der Region
diverse Flüchtlingsinitiativen im Amtsbereich Lauenburgische Seen sowie weitere Akteure...

Es bestehen bereits zahlreiche Kooperationsbeziehungen zwischen den Akteuren. Sie sollen in einem Begleitausschuss zusammengeführt werden, der im Rahmen von "Partnerschaft für Demokratie" eingerichtet werden soll. Der Begleitausschuss soll auf Grundlage gemeinsam erarbeiteter Förderrichtlinien die Projektauswahl vornehmen.
	Ja[0]: 1
	Nein[0]: Off
	Textfeld[1]: Die Einrichtung eines Jugendforums soll nach Möglichkeit an den bestehenden Jugendbeirat angebunden werden.  Der Jugendbeirat besteht seit 2014 und steht satzungsgemäß nicht nur Jugendlichen aus Ratzeburg sondern auch aus dem benachbarten Umland des Amtsbereiches Lauenburgische Seen offen, sowohl hinsichtlich von Mitsprache sowie passivem und aktiven Wahlrecht. 

Ein Jugendfond im Rahmen der "Partnerschaft für Demokratie" würde den gewählten Jugendlichen einen besonderen Handlungsspielraum eröffnen, um selbst bestimmt und selbst organisiert Jugendprojekte, über die ein eigenes, erweitertes Vergabegremium als Jugendforum, entscheiden könnte, auf den Weg zu bringen. Allerdings sollte im Jugendforum neben dem Jugendbeirat auch Vertreter von Jugendorganisationen eine Stimme bekommen, zum Beispiel aus dem Bereich der Jugendfeuerwehren, des DLRG, der Schülervertretungen oder auch des "Konfettirates", einem demokratischen Gremium der 8 - 12jährigen in einem der Ratzeburger Jugendzentren. 

	Seite7[0]: 
	Textfeld[0]: Die Stadt Ratzeburg und das Amt Lauenburgische Seen planen als ersten Schritt in eine mögliche "Partnerschaft für Demokratie" die Durchführung einer gemeinsamen Auftaktkonferenz in Form einer Bürgerwerkstatt, auf der gemeinsam eine Zielpyramide für die "Partnerschaft für Demokratie" erarbeitet wird. Diese soll im Rahmen der Vorgaben des Bundesprogramms die Leitziele, die sich daraus ergebenen lokalen Arbeitsfelder und  Maßnahmenschwerpunkte sowie die konkrete Projektebene beschreiben und somit als verbindliche Richtlinie für eine nachfolgende Projektförderung dienen. 

Auf dieser Konferenz sollen zudem Vertreter*innen für den geplanten Begleitausschuss gefunden werden, in desen Händen zukünftig die Fördervergabe für Projektanträge liegen soll.

Angesprochen und eingebunden werden in diesem Prozess sollen dabei alle wesentlichen Aktivposten der Zivilgesellschaft, sei es als Einzelpersonen oder als Institutionen, aus den Bereichen der Politik, dem Vereinswesen, den Hilfsorganisationen, der ehrenamtlichen Flüchtlingshilfe, den Kirchen, sozialen Einrichtungen oder der Verwaltung. 

Die Bürgerwerkstatt verfolgt dabei auch den Zweck, das Förderinstrument "Partnerschaften für Demokratie" im Fördergebiet bekannt zu machen und soll potentiellen Antragstellern durchaus erste Anregung für nachfolgende Projektarbeit geben. 
	Textfeld[1]: Die Stadt Ratzeburg und das Amt Lauenburgische Seen werden auf verschiedenen Wegen Öffentlichkeitsarbeit in der geplanten "Partnerschaft für Demokratie" durchführen. Sie soll dabei als Aufgabenbereich im Bereich der externen Koordinationsstelle angesiedelt sein sollen. 

So ist zum einen ist die Einrichtung einer Projektwebseite geplant, auf der neben dem Antragsverfahren, den  bewilligten Projekten und Terminen vor allem auch die Möglichkeit zum Austausch zwischen den Projektpartnern gegeben werden soll. Auf ihr soll aber auch über aktuelle Entwicklungen und Themensetzungen berichtet werden, die für die Fortführung der "Partnerschaft für Demokratie" bedeutsam sind.

Dazu wird über die laufende Projektarbeit kontinuierlich in den regionalen Printmedien berichtet. Dies wird von Projektpartner als verbindlich im Rahmen der Förderung eingefordert, ebenso eine Fotodokumentation der eigenen Projektarbeit.

Möglich ist zudem die Erarbeitung einer Printauflage eines jährlichen Projektberichtes, in dem sich alle geförderten Projekte eine Jahres vorstellen, auch als  Ideengeber für potentielle neue Antragsteller.  

	Seite8[0]: 
	Textfeld[0]: Die Koordinierungsstelle wird beauftragt, Material zur Qualitätssicherung für Projektträger in handhabbarer Weise zu entwickeln und zur Verfügung zu stellen, anhand deren Aussagen zur qualitativen und quantitativen Wirksamkeit der geförderten Einzelprojekte getroffen werden kann.

Neben dem regelmäßigen Berichtswesen zu den Sitzungen des Begleitausschusses soll die Koordinierungsstelle im Rahmen eines jährlichen Berichtes darüber hinaus dokumentieren, inwieweit die bewilligten Projektförderungen konkret an der Umsetzung der  gemeinsame erarbeiteten Leitziele mitwirken konnten und auf welchen Themenfeldern noch Umsetzungsdefizite bestehen, um daraus Steuerungspotentiale für weitere Projektförderungen zu entwickeln. Denkbar ist hier die Empfehlung einer jährliche Schwerpunktsetzung auf Basis des Jahresberichtes als zusätzliche Richtlinie für die zukünftigen Entscheidungen des Begleitausschusses. 

	Textfeld[1]: Die Möglichkeiten im Rahmen der geplanten "Partenerschaft für Demokratie" Schwerpunkte in den Bereichen Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion zu setzen sind vielfältig und sollen vor allem im Rahmen der gepanten Bürgerwerkstatt Berücksichtigung finden. Die Leitlinien der zukünftigen Projektförderung sollen dabei explizit unter diesen Aspekten diskutiert werden und mögliche Projektträger sensibilisiert werden, ihre Projektideen unter diesen Prämissen auszugestalten. Denkbar ist hier auch, dass in der zu erwartenden Konkurrenz von Projektanträgen der Begeleitausschuss im Rahmen einer Bonusbewertung Projekte, die in ihrer Konzeption die Umsetzung Gender-, Diversity Mainstreaming und Inklusion expilzit und begründet vorsehen, zu bevorzugen. 



	Seite9[0]: 
	Tabelle1[0]: 
	Zeile2[0]: 
	SachAusgaben2016[0]: 45.000,00 €
	SachAusgaben2017[0]: 45.000,00 €
	SachAusgaben2018[0]: 45.000,00 €
	SachAusgaben2019[0]: 45.000,00 €
	SachAusgabenGesamt[0]: 180.000,00 €

	Zeile3[0]: 
	HonorarAusgaben2016[0]: 20.000,00 €
	HonorarAusgaben2017[0]: 20.000,00 €
	HonorarAusgaben2018[0]: 20.000,00 €
	HonorarAusgaben2019[0]: 20.000,00 €
	HonorarAusgabenGesamt[0]: 80.000,00 €

	Zeile4[0]: 
	InvestAusgaben2016[0]: 5.000,00 €
	InvestAusgaben2017[0]: 5.000,00 €
	InvestAusgaben2018[0]: 5.000,00 €
	InvestAusgaben2019[0]: 5.000,00 €
	InvestAusgabenGesamt[0]: 20.000,00 €

	Zeile5[0]: 
	Partizipation2016[0]: 10.000,00 €
	Partizipation2017[0]: 10.000,00 €
	Partizipation2018[0]: 10.000,00 €
	Partizipation2019[0]: 10.000,00 €
	PartizipationGesamt[0]: 40.000,00 €

	Zeile6[0]: 
	SummeGesamt2016[0]: 80.000,00 €
	SummeGesamt2017[0]: 80.000,00 €
	SummeGesamt2018[0]: 80.000,00 €
	SummeGesamt2019[0]: 80.000,00 €
	SummeGesamtGesamt[0]: 320.000,00 €

	Zeile8[0]: 
	EigenmittelEinnahmen2016[0]: 
	EigenmittelEinnahmen2017[0]: 2.500,00 €
	EigenmittelEinnahmen2018[0]: 2.500,00 €
	EigenmittelEinnahmen2019[0]: 5.000,00 €
	EigenmittelEinnahmenGesamt[0]: 10.000,00 €

	Zeile9[0]: 
	EU_MittelEinnahmen2016[0]: 
	EU_MittelEinnahmen2017[0]: 
	EU_MittelEinnahmen2018[0]: 
	EU_MittelEinnahmen2019[0]: 
	EU_MittelEinnahmenGesamt[0]: 

	Zeile10[0]: 
	AndRessortsEinnahmen2016[0]: 
	AndRessortsEinnahmen2017[0]: 
	AndRessortsEinnahmen2018[0]: 
	AndRessortsEinnahmen2019[0]: 
	AndRessortsEinnahmenGesamt[0]: 

	Zeile11[0]: 
	BundeslandEinnahmen2016[0]: 
	BundeslandEinnahmen2017[0]: 
	BundeslandEinnahmen2018[0]: 
	BundeslandEinnahmen2019[0]: 
	BundeslandEinnahmenGesamt[0]: 

	Zeile12[0]: 
	StadtKreisEinnahmen2016[0]: 
	StadtKreisEinnahmen2017[0]: 2.500,00 €
	StadtKreisEinnahmen2018[0]: 2.500,00 €
	StadtKreisEinnahmen2019[0]: 5.000,00 €
	StadtKreisEinnahmenGesamt[0]: 10.000,00 €

	Zeile13[0]: 
	DrittmittelEinnahmen2016[0]: 
	DrittmittelEinnahmen2017[0]: 
	DrittmittelEinnahmen2018[0]: 
	DrittmittelEinnahmen2019[0]: 
	DrittmittelEinnahmenGesamt[0]: 

	Zeile14[0]: 
	SonstEinnahmen2016[0]: 
	SonstEinnahmen2017[0]: 
	SonstEinnahmen2018[0]: 
	SonstEinnahmen2019[0]: 
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